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Bekenntnis zur Aufbauarbeit am Frieden 
Zum dritten Mal begeht die Bundes- 

republik am 7. September ihren nationalen 
Gedenktag. Es ist weder der Sinn nodi die 
Absicht diesen Tag zu einem mit rauschenden 
n#sten verbundenen Feiertag zu machen. 
*?hr wohl aber kann dieser Tag der Besin- 
nung auf die Werte dienen, die nach Jahren 
der Unfreiheit durch einen geordneten de- 
mokratischen Staat in allen Lebensbsreichen 
wieder zur Geltung gelangt sind, ganz zu 
schweigen von dem rein materiellen Auf- 
schwung, den die Bundesrepublik seit dem 
Beginn ihrer Eigenstaatlichkeit, seit Beginn 
der Tätigkeit der Bundesregierung, erlebt 
hat. 

Von dem Tage an, als der Deutsdie Bun- 
destag im vergangenen Jahre in Anwesen- 
heit des Bundespräsidenten und der Bundes- 
regierung in Ruhe und Würde diesen Tag 
feierte, nahm die innen- und außenpolitische 
Entwicklung in der Bundesrepublik einen 
noch vor drei Jahren für unmöglich gehal- 
tenen Aufwärtsgang.   ' 

An jenem vorjährigen Gedenktag stellte 
der Bundeskanzler in feierlicher Erklärung 
die friedliche Wiedervereinigung Deutsch- 
lands als oberstes Ziel der Bundesregierung 
heraus. Kurze Zeit später boten die West- 
mächte der Bundesrepublik eine vorläufige 
Friedensregelung an. Es begannen die Ver- 
näidlungen über den Deutschlandvertrag 

3xd den Vertrag über die europäisdie Ver- 
teidigungsgemeinsdiaft. 

Mit dem Antrag der Bundesregierung, 
die UNO mit der Kontrolle für gesamtdeut- 
sche Wahlen zu beauftragen, nahm die 
intensive politisdie Erörterung der Wieder- 
vereinigung einen neuen Anfang. 

Bundeskanzler Dr. Adenauer weilte in 
diesen Monaten als Vertreter Deutschlands 
auf internationalen Konferenzen, vornehm- 
lidi in Paris, symbolisdi wirkte der Empfang 
Dr. Adenauers beim bereits schwerkranken 
britisdien König. 

Als Meilenstein der europäischen Ent- 
wicklung galt die Ratifizierung des Sdiu- 
man-Plans durdi den Deutsdien Bundestag 
im Januar dieses Jahres. 

In einer rechtlidi zwar unverbindlidien, 
aber politisch sehr bedeutsamen Verteidi- 
gungsdebatte im Bundestag Anfang Fe- 
bruar spradi sich das Parlament mit 204 
gegen 156 Stimmen für einen deutschen 
Verteidigungsbeitrag aus. 

Nach weiteren deutschen Vorschlägen 
über die Abhaltung gesamtdeutscher Wah- 
len traf die UNO-Prüfungskommission in 
Bonn ein. Das freie demokratische Deutsch- 

land unterstützte weitgehend ihre Arbeit, 
die sowjetzonalen Behörden aber verweiger- 
ten die Einreise in das Gebiet der Ostzone. 

Im März dieses Jahres kam von Bonn ein 
neuer Impuls zur Besdileunigung der euro- 
päisdien Einigung. Dr. Adenauer madite den 
Vorschlag zur Schaffung einer baldigen 
europäischen Verfassung. 

Im April 1952 bestätigte der Bundestag 
nach einer großen Debatte über das Thema 
Wiedervereinigung Deutsdilands die Poli- 
tik der Bundesregierung und im Mai wurde 
der Deutsdilandvertrag von Bundeskanzler 
Dr. Adenauer und den Außenministern der 
USA, Großbritanniens und Frankreichs in 
Bonn feierlidi unterzeichnet. 

Die erste Lesung der deutsdi-alliierten 
Verträge brachte eine große Mehrheit des 
Bundestages für die Überweisung der Ver- 
tragswerke an die zuständigen Ausschüsse. 
Bundeskanzler Dr. Adenauer weilte Ende 
Juli erneut zur Außenministerkonferenz in 
Paris. Der Schuman-Plan trat in Kraft. Im 
August waren Hohe Behörde und Gerichts- 

hof der Montanunion in Luxemburg zu- 
sammengetreten. 

Das britische Parlament billigte den 
Deutschland-Vertrag und Präsident Truman 
unterzeidinete ihn für die USA. 

Wirtschafts- und sozialpolitisch ging die 
deutsdie Aufwärtsentwicklung ebenfalls 
stetig weiter. 

Die Bundesrepublik wurde Mitglied des 
allgemeinen Handels- und Zollabkommens. 
Das Sofortprogramm zur Arbeitsbeschaf- 
fung, das Investitionshilfegesetz, Gesetze 
betreffend den Vertrag über die Montan- 
union, die Errichtung einer Bundesanstalt 
für Arbeitslosenversicherung, der Lasten- 
ausgleich und das Betriebsverfassungsgesetz 
wurden vom Bundestag verabschiedet. Der 
deutsche Export erreichte nach dem Kriege 
einen Hödiststand im Juli 1952. 

Der diesjährige nationale Gedenktag fällt 
bereits in die soeben aufgenommenen Bera- 
tungen des Bundestages über die deutsdi- 
alliierten Verträge und wichtige innenpoli- 
tische Gesetze. Das Parlament beginnt die 
letzte Etappe seiner Legislaturperiode, ein 
Anlaß mehr, diesen Gedenktag als Bekennt- 
nis zur Aufbauarbeit am Frieden und an 
Deutschland zu begehen. 

Politischer Auftakt zur letzten Etappe 
Das plötzlidie Ende der politischen 

Ferienruhe in Bonn und der schlagartige 
Beginn eifrigster Aktivität wirkt fast wie 
ein politischer Kopfsprung in die letzte 
Runde der Legislaturperiode. Mit der Rück- 
kehr des Bundeskanzlers Dr. Adenauer haben 
angesichts der bevorstehenden europäischen 
Konferenzen die großen Aufgaben der 
Außenpolitik zunächst Vorrang. Unmittel- 
bar damit zusammenhängend haben die zu- 
ständigen Bundestagsausschüsse mit den Be- 
ratungen über die deutsch-alliierten Ver- 
tragswerke begonnen. 

Im Vordergrund des Interesses steht be- 
reits heute die Konferenz der Außenminister 
der Sdiumanplan-Staaten. Unter dem Vor- 
sitz des deutsdien Kanzlers wird sidi am 
kommenden Montag in Luxemburg der Mi- 
nisterrat konstituieren. 

Gleidizeitig wird die Konferenz von 
Luxemburg zur Behandlung eines außer- 
ordentlich schwierigen deutsch-französischen 
Problems kommen. Bundeskanzler Dr. Ade- 
nauer und Außenminister Sdiuman werden 
sidi persönlich darüber einig werden müs- 
sen, ob die weiteren Beratungen in naher 
Zukunft Aussicht auf Erfolg haben oder 
nicht. 

Die Bundesregierung wäre gewiß bereit, 
einer   „Europäisierung"   zuzustimmen,   so- 

fern ihr diese Zustimmung möglich gemacht 
wird. Daß dafür Voraussetzungen notwen- 
dig sind, die aus unbestrittenen deutschen 
Rediten an der Saar erwadisen, ist ver- 
ständlidi. Gegenüber diesen deutschen Rech- 
ten hat Frankreidi nadi Lage der Dinge in 
gewissem Umfang berechtigte Interessen zu 
vertreten. Auf der Mittellinie zwischen 
deutschem Recht und berechtigten franzö- 
sischen Interessen könnte allein sich eine 
wirklich gute europäische Lösung finden. 

Nationale deutsche Anliegen gibt es aber 
nidit nur an der Saar, sondern sie werden 
in diesen Tagen im Zusammenhang mit der 
Vorbereitung einer westlidien Antwort auf 
die letzte sowjetisdie Deutschlandnote eine 
wichtige Rolle spielen. Mehr als dies bisher 
der Fall gewesen ist, wird Bundeskanzler 
Dr. Adenauer über die Londoner Arbeiten 
der Westmächte auf dem Laufenden ge- 
halten. Eine ausgedehnte erste Konsultation 
darüber hat bereits am vergangenen Don- 
nerstag stattgefunden. Die deutsche Grund- 
haltung zur Sache ist bekannt. Sie deckt sidi 
mit der von den Westmächten vertretenen 
Meinung. Für die innere wie für die äuße- 
ren Geschicke der Bundesrepublik werden 
die kommenden Monate von bereits jetzt 
erkennbarer Bedeutung sein. Der bedeu- 
tungsvolle Arbeitsauftakt in Bonn ist in 
diesem Sinne aufsdilußreich. 



Europäische Schulen für europäische Offiziere 
Theodor Blank gibt Auskunft 

Wenn in diesen Tagen im Bundestag der 
Ausschuß für Verteidigungsfragen seine Be- 
ratungen für die Ratifizierung des Vertrages 
über die europäische Verteidigungsgemein- 
schaft aufnimmt, so stehen diese Beratungen 
bereits in einem mittelbaren Zusammenhang 
mit der praktischen Gestaltung der Aufbau- 
arbeit innerhalb dieser Gemeinschaft. Nicht 
nur allgemeine Erörterungen über das soge- 
nannte „Innere Gefüge", sondern auch Ge- 
danken über die künftige Ausbildung der 
Offiziere werden im parlamentarischen Aus- 
schuß, dem Vertreter der Koalition wie der 
Opposition angehören, zur Sprache kommen. 
Man wird dabei bereits Vorschläge dis- 
kutieren können, die sowohl in Paris aus 
übernationaler Ebene gemacht wurden als 
auch im Hinblick auf den deutschen Anteil 
im Amt Blank ausgearbeitet worden sind. 

In diesem Zusammenhang ist ein vom Be- 
auftragten der Bundesregierung, dem Abg. 
Theo Blank veröffentlichter Aufsatz über die 
künftige europäische Ausbildung der Offi- 
ziere von besonderem Interesse. Blank 
schreibt hierin u. a.: 

Die Gründung europäischer Offiziers- 
schulen ist seit langem eine der Lieblings- 
ideen Bundeskanzler Adenauers. In der Tat 
wird die Entwicklung der Europäischen Ver- 
teidigungsgemeinschaft maßgeblich dadurch 
bestimmt sein, wieweit sich diese Idee in die 
Wirklichkeit umsetzen läßt. Denn alle Be- 
stimmungen, die der EVG-Vertrag über die 
Integration und spätere Föderation Europas 
enthält, reichen nicht aus, wenn nicht im 
einzelnen — und gerade im Offizier — die 
nationale Isolation überwunden werden 
kann. Selbstverständlich werden viele EVG- 
Offiziere ihrem neuen europäischen Vater- 
land anfangs abwartend und mit Skepsis 
gegenüberstehen. Das ist nicht erstaunlich, 
nachdem sie ihr Leben lang einer einzelnen 
Nation gedient haben und nun von heute 
auf morgen einer übernationalen Gemein- 
schaft angehören sollen. Am leiditesten 
haben es dabei womöglidi nodi die Deut- 
schen, die keine Nationalarme aufzugeben, 
sondern lediglich nach siebenjähriger totaler 
Entwaffnung in die europäische Gemein- 
schaft hineinzuwachsen haben. 

Diese Offiziere der älteren Generation 
werden also zunächst umlernen müssen, 
genau so wie während der letzten Jahre 
in Europa schon so viele Politiker und Wirt- 
schaftler umgelernt haben. Unsere große Auf- 
gabe ist es, dafür zu sorgen, daß die neuen 
Offiziere — diejenigen, die heute noch auf 
der Schulbank sitzen — eines Tages nicht 
mehr umzulernen brauchen, sondern vom 
ersten Augenblick an in der europäischen 
Gemeinsdiaft aufgehen. Dazu wird die Er- 
richtung europäischer Offizersschulen einen 
vorzüglichen Dienst leisten. 

Der einzelne Soldat wird während seiner 
Ausbildung und seiner militärischen Dienst- 
zeit nur selten über die Grenzen seines 
„Groupement" (der national-homogenen 
Grundeinheit) hinauskommen. Er wird also 
in vielen Fällen zum übernationalen Kontakt 
wenig Gelegenheit haben. Ein Offizier da- 
gegen muß darauf vorbereitet sein, im Rah- 
men höherer Stäbe mit seinen europäischen 
Partnern unmittelbar zusammenzuarbeiten. 
Er muß überdies selbst ein überzeugtes Mit- 
glied der europäischen Gemeinschaft sein, 
wenn er seine Leute im Geiste dieser Ge- 
meinschaft erziehen will. Ihm wird man also 
so früh wie möglich Gelegenheit zum Kon- 
takt geben müssen. , 

Eine allzu weitgehende Vermischung 
innerhalb der Kampfverbände würde die 
militärische Schlagkraft gefährden. Man hat 
deshalb die sprachlichen und technischen 
Schwierigkeiten, die sidi dabei ergeben wür- 
den, in Rechnung gestellt und die national- 
homogene Grundeinheit größer gehalten, als 
es anfangs vorgesehen war. Auf den Offi- 
ziersschulen wird die Situation ganz anders 
sein. Die Zahl der Schüler ist besdiränkt, 
der Apparat ist leiditer zu überschauen und 
zu ordnen als in der Rekrutenausbildung, 
und sdiließlich wird die Überwindung der 
technischen und sprachlidien Sdiwierigkeiten 
hier gerade eines der widitigsten Ausbil- 
dungsziele sein müssen. 

Man soll in den Schulen die Integration 
deshalb so weit wie nur irgend möglich 
vorantreiben. Wenn der franzöische und der 
deutsche oder der italienische und der hollän- 
dische Offiziersanwärter hier einmal gelernt 
haben, sich zu verständigen und sich zu 
verstehen, dann werden sie nicht nur um so 
besser den militärischen Anforderungen eines 
Ernstfalles gewachsen sein, sondern in ihnen 
wird sidi vor allem ein echtes europäisches 
Bewußtsein entwickeln. Und das ist es, 
worauf es gerade gegenüber der jungen 
Generation ankommt. 

Europa wird sich nicht von heute auf 
morgen uniformieren lassen. Wie der 
Gascogner noch heute etwas anderes als 
der Bretone und der Württemberger noch 
heute etwas anderes als der Hamburger ist, 
so werden sidi auch in Europa die Grenzen 
der nationalen Gewohnheiten und Traditio- 
nen nicht von heute auf morgen auslöschen 
lassen. Die Aufgabe liegt vielmehr darin, 
dieseTraditionen auf einander abzustimmen, 
damit im Empfinden des einzelnen die 
nationale Vergangenheit nur eine Ausdrucks- 
form seines europäischen Bewußtseins ist. 
Das aber muß die Aufgabe der jungen Ge- 
neration sein. 

Man war sich auf der Pariser Konferenz 
über die Bedeutung dieser Fragen einig. 
Im Art. 27 des Militärprotokolls ist deshalb 
die Errichtung europäischer Schulen aus- 
drücklidi festgelegt, und an der Spitze der 
allgemeinen Riditlinien für diese Schulen 
steht die Förderung des Geistes europäischer 
Zusammenarbeit. Der Sprachenunterricht, 
der in der Ausbildung des jungen Offiziers 
eine bedeutende Rolle spielen wird, kann 
weiterhin dazu beitragen, die Schwierig- 
keiten der Integration immer mehr zu ver- 
ringern. Entsdieidend aber wird die unmit- 
telbare Zusammenarbeit sein, in die d;e 
Jugend von sechs europäisdien Staaten eine- 
gemeinsamen Aufgabe gegenübergestellt 
und in der die sicherste Garantie für das 
Gelingen eines europäischen Zusammen- 
schlusses liegen wird. 

Längst überwundene Spaltung 
Die christlichen Konfessionen gehören politisch zusammen 

Vor einiger Zeit tauchte in einer südwest- 
deutsdien Zeitung eine Notiz auf, die von 
Bemühungen zur Neugründung des evan- 
gelischen Volksdienstes mit dem Ziel einer 
Parteibildung sprach. Hin und wieder nun 
hört man in katholischen wie in evange- 
lisdien Kreisen, denen die Politik aus dirist- 
lidier Verantwortung ein erstes Anliegen 
ist, den Gedanken, ob im Interesse der ge- 
meinsamen christlichen Sache nicht die Bil- 
dung gesonderter konfessioneller Parteien 
wünschenswert oder gar notwendig sei. 

Die CDU hat solchen Auffassungen — 
unter Anerkennung des guten Willens dieser 
Kreise — stets sdion in erster Stunde wider- 
sprochen, weil sie in einer derartigen Ent- 
wicklung keinen Fortsdiritt, sondern einen 
gefährlidien Rückfall in ein erfreulidier- 
weise überwundenes Stadium sieht. Es ist 
dabei gewiß nicht uninteressant, daß solche 
Gedanken stets von außen oder vom Rande 
her ausgesprochen werden, während jene 
Faktoren, die bereits auf eine gemeinsame 
Politik zurückblicken können, keinen Anlaß 
sehen, den erreichten Fortschritt preiszu- 
geben. 

Die vergangenen Jahrzehnte sind Mah- 
nung und Beispiel genug, um die Richtig- 
keit des gemeinsamen politisdien Weges 
der beiden christlichen Konfessionen zu be- 
stätigen. 

Einer der wenigen Aktivposten des natio- 
nalsozialistischen Erbes liegt in der An- 
näherung der beiden christlichen Bekennt- 
nisse Deutschlands. Der Nationalsozialismus 
hat dieses positive Ergebnis wahrlich nidit 
gewollt, aber er hat es durch seinen haß- 
erfüllten Kampf, der katholisdie wie evan- 
gelisdie Christen in gleicher Weise traf, 
zwangsläufig herbeigeführt. Eine der er- 
freulichsten Auswirkungen dieser Annähe- 
rung liegt in der Tatsache, daß sich die poli- 

tisch aktiven Elemente beider Bekenntnisse 
seit 1945 im politisdien Raum in einer 
Partei, der CDU/CSU, zusammengefunden 
haben, um den gemeinsamen christlichen An- 
liegen gemeinsam gerecht zu werden und 
durch eine Politik aus christlidier Verant- 
wortung dem Volksganzen zu dienen. Diese 
Begegnung hat sich als äußerst fruchtbar 
erwiesen und hat unstreitig zur Konsolidie- 
rung der Verhältnisse in geistig-politischem 
Bereich beigetragen. 

Jedes Zusammengehen versdiiedener Grup- 
pen bedingt auf allen Seiten eine stete ge- 
genseitige Anpassung. Das kann in der 
Tedinik vielleidit bisweilen mit einigu- 
Mühe verbunden sein, in der Sadie aber f 
es geradezu ein unschätzbarer Vorteil. Di« 
CDU/CSU als echte Volkspartei sieht sidi 
z. B. ständig vor der Aufgabe, die berech- 
tigten Wünsdie der verschiedenen Gruppen 
im Volke auszugleichen. In ihren Reihen 
stehen Konsumenten und Produzenten, Ar- 
beiter und Unternehmer, Stadt- und Land- 
bevölkerung, Vertriebene und Einheimische 
und nicht zuletzt evangelische und katho- 
lisdie Christen. Das bringt es mit sich, daß 
alle Fragen, in denen nicht schon im voraus 
volle Übereinstimmung der Auffassungen 
herrsdit, im engeren Bereich gründlich 
durdidiskutiert werden müssen, um auf die- 
sem Wege zu einem solchen gemeinsamen 
Standpunkt zu gelangen, der der Gesamt- 
heit dient. Hier wird nicht selten eine Ar- 
beit vorweggenommen, die sonst dem gan- 
zen Volke überlassen bliebe, ohne daß man 
die Gewähr dafür hätte, daß sie immer zu 
einem gleidi positiven Resultat führen 
würde. Dieses Verfahren hat sidi — das 
läßt sich an einer ganzen Reihe von Einzel- 
fällen nadiweisen — bisher vorzüglich be- 
währt und damit im besonderen der CDU/ 
CSU nicht nur die Existenzbereditigung, 
sondern auch die Existensnotwendigkeit be- 
scheinigt. 
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Kaiser: Verlaßt die Zone nicht ohne letzte Not! 
Unter dem Eindruck der Begegnung mit Besuchern des Katholikentages aus der Ostzone 

hat Bundesminister Jakob Kaiser über den Sender Rias am 30. August zum Problem der 
politischen Flüchtlinge Stellung genommen. Wir entnehmen seinen Erklärungen die 
folgenden Auszüge: 

..... die Zahl der Flüchtlinge in Berlin 
ist ständig gewachsen. Ich kann nur sagen: 
Was sich mir beim Besuch einiger Auf- 
nahmelager darbot, war erschütternd und 
aufwühlend. Ich bin mir bewußt, daß 
schnellstens zusätzlidie Hilfe geschaffen 
werden muß, um diese unsere Flüchtlinge 
vor der schlimmsten Not zu bewahren. Und 
um Berlin zu helfen, das diese Last niemals 
allein tragen kann. 

Die Zone weiß, wie sehr ich mich ihr und 
ihren Menschen verpflichtet fühle. Ich kann 
die Zahl derer aus der Zone nicht nennen, 
mit denen ich in Berlin gesprochen habe. 

,Sie haben gewiß von ihrer Not gesprochen. 
we haben  aber auch   gewünscht,  daß  ich 
Tine Mahnung ausspreche. Ich gebe diese 
Mahnung an alle in der Zone weiter: Ver- 
laßt die Zone nicht. Verlaßt unseren 
deutschen Grund und Boden 
nicht ohne letzte Not. Das mag 
hart klingen, aber es ist doch schließlich mit 
das dringlichste Anliegen des augenblick- 
lichen Regimes, die Zone von aufrechten, 
freiheitlich   gesinnten   Deutschen   zu   ent- 

- bloßen. Denn nur so wären sie ihrer Herr- 
schaft sicher. Darauf zielen nicht zuletzt 
ihre Willkürprozesse ab. Darauf zielen audi 
ihre Enteignungen, ihre Entlassungen, ab, 
wie wir sie in letzter Zeit vermehrt erleben. 
Darauf zielen sie auch ab, wenn sie die Be- 
völkerung immer wieder in den Spitzel- 
dienst des SSD zu pressen suchen. Hinzu 
kommen noch die bewußt ausgestreuten 
Gerüchte, daß Bundesregierung und West- 
mächte kein Interesse mehr an der Wieder- 
vereinigung Deutschlands haben. Hier han- 
delt es sich um ganz bewußte Panikmache, 
die den Widerstand schwächen und zur 
Flucht veranlassen soll. 

Dabei wissen wir um die Not der 
' ßki gend bei de-n Zwangsver- 

• •flichtungen zur Volkspolizei und 
zum sowjetzonalen Arbeitsdienst. Nicht um- 
sonst gilt ja unsere besondere Sorge dieser 
Jugend. Diese Sorge für die Jugend in dem 
bedrückten Mitteldeutschland ist nicht nur 
deutsches Anliegen. Sie beschäftigt die freie 
Welt weit über die deutschen Grenzen hin- 
aus. Eben noch hat sich der Kongreß junger 
christlicher Demokraten Europas in Villadi 
in Kärnten damit befaßt. Er hat an das Ge- 
wissen der freien Welt appelliert und kon- 
krete Hilfsvorschläge gemacht. 

Das ändert aber an der Tatsache nichts, 
daß das Notaufnahmeverfahren seinen Sinn 
hat. Die echten politischen Flüchtlinge — 
d. h. die an Leib und Leben Gefährdeten — 
müssen gegenüber denen, die aus anderen 
Gründen die Heimat verlassen, bevorzugt 
behandelt werden. Geschützt werden muß 
aber auch die Bundesrepublik vor den 
Spitzeln und Agenten, mit denen die SED 
dieBundesrepublik übersdrwemmen möchte. 
Überdies würde ein unkontrollierter Flücht- 
lingsstrom der SED ermöglichen, durch ihre 
skrupellosen Mittel diesen Strom derart an- 
schwellen zu lassen, daß das soziale Gefüge 
der Bundesrepublik erschüttert werden 
könnte. Das wäre der größte Erfolg des 
Kommunismus.   Denn   eine   politisdi   una 

sozial geschwächte Bundesrepublik könnte 
weder Stütze noch Hoffnung für die 18 Mil- 
lionen in der Sowjetzone sein. Das alles 
klingt hart. Aber es ist nicht nur hart für 
Euch in der Zone. Es ist ebenso hart für 
jeden einzelnen deutsdien Patrioten, dem 
die Wiedervereinigung mit 
Euch oberstes Gesetz und dring- 
lichstes Anliegen ist und bleibt. 

Diesem Anliegen dient unsere ganze 
Politik. In diesem Sinne haben wir ständig 
auf den Notenwechsel zwischen den West- 
mächten und der Sowjetunion einzuwirken 
gesucht. In ihrer vierten Note haben die 
Sowjets in mancher Hinsicht zurückgenom- 
men, was sie zu Beginn anzubieten schienen. 
Vergeblich suchen wir nach der Bestätigung, 
daß eine vom ganzen deutschen Volk frei 
gewählte Regierung an einer Friedenskon- 
ferenz teilnehmen soll. Statt dessen wird 
das auf Gewalt und Willkür beruhende Re- 
gime in Pankow als Teilnehmer an einer 
Untersudiungskommission und an Bespre- 
chungen über den Friedensvertrag ange- 
priesen. Es ist deshalb nötig, erneut festzu- 
stellen, was demokratischem Erfordernis 
entspricht: Das ist an erster Stelle die 
freie, ungehinderte Wahlent- 
scheidung des gesamten deut- 
schen Volkes. Ihm allein steht es zu, 
seine Vertreter zu wählen. Nicht aber ist es 
Sadie einer fremden Diktatur, uns Ver- 
treter aufzudrängen, die ihr hörig sind. An 
dem Entwicklungsgang, der zu deutscher 
Einheit in Freiheit und zu einem Friedens- 

vertrag führen wird, ist nicht zu rütteln. 
Dieser Entwicklungsgang besteht in drei 
Punkten: Freie Wahlen, freigewählte ge- 
samtdeutsche Regierung und gleichberech- 
tigte Beteiligung einer deutsdien Regierung 
an der Friedenskonferenz. 

Wenn es der Sowjetunion wirklich ernst 
ist mit Verhandlungen, dann muß sie sidi 
zunächst erst einmal zu dieser Rangordnung 
bekennen und damit auch von dem Gewalt- 
regime in der Sowjetzone abrücken. Dabei 
sind wir uns klar, daß es unser Interesse er- 
fordert, den Verhandlungsweg 
nicht aus dem Auge zu lassen. 
Um so mehr, als die freie Welt im Begriff 
ist, mit deutscher Beteiligung ihre Stärke 
auszubauen. Von dieser Stärkung und 
Stabilisierung wird und kann sich Deutsdi- 
land nicht abdrängen lassen. Für Deutsch- 
land bedeutet diese Stärkung und Stabili- 
sierung den Weg zu Verhandlungen mit den 
großen Mächten über die Wiedervereini- 
gung unseres Landes. 

Im übrigen sind aus dem bisherigen 
Notenwechsel schon Ergebnisse zu verzeich- 
nen. Nicht nur die Westmächte, auch die 
Sowjetunion erklärt heute, daß keine Vier- 
mächte-Kontrolle mehr auf deutschem Boden 
errichtet werden soll. Das Veto wird nicht 
mehr auferstehen. Damit ist einer der ge- 
fährlichsten Bestandteile des Potsdamer Ab- 
kommens ausgemerzt. Die freie Welt ist 
stark genug, um sich mit dem Osten politisch 
auseinanderzusetzen. Wir werden nicht auf- 
hören, darauf hinzuweisen, daß das um 
unserer 18 Millionen willen geschehen muß. 
Ihr müßt und sollt wieder freie Menschen in 
freier Heimat werden. Um so mehr bitten 
wir Euch: 

Haltet am Boden der Heimat fest! 

Umsiedlung und Sowjetzonenflüchtlinge 
Zu den wichtigsten Aufgaben, die zum 

Zweck der Eingliederung der Vertriebenen 
in die Bundesrepublik zu lösen sind, gehört 
die Umsiedlung. Diese hat bekanntlich zum 
Ziel, die Hauptflüditlingsländer zu ent- 
lasten und den Vertriebenen angemessene 
Wohnungen bereitzustellen an Plätzen, die 
ihnen Arbeitsmöglichkeiten eröffnen. 

Dem ersten Umsiedlungprogramm, durch 
das 300 000 Heimatvertriebene umgesiedelt 
wurden, folgte ein zweites mit wiederum 
300 000 Heimatvertriebenen, das bis Juni 
des kommenden Jahres abgeschlossen sein 
wird. Bis zum Ende des laufenden Jahres 
werden insgesamt bereits mehr als 500 000 
Heimatvertriebene im Rahmen der plan- 
mäßigen Umsiedlung in die Aufnahme- 
länder übergeführt sein. Ein drittes Um- 
siedlungsprogramm, an dem weitere 100 000 
Heimatvertriebene beteiligt werden sollen, 
wird vorbereitet. Dafür stehen bereits 200 
Mill. DM als Förderungsmittel für den 
hierzu erforderlichen Wohnungsbau zur 
Verfügung. Die Durchführung der Umsied- 
lung obliegt den beteiligten Länderregic- 
rungen. 

In einem Lande — Nordrhein-Westfalen 
— ist durdi eine eingehende Umfrage der 
Erfolg der Umsiedlung ermittelt worden. 
Es hat sich ergeben, daß, von geringen Aus- 
nahmen abgesehen, die Lage der Um- 

gesiedelten nadi ihren eigenen An- 
gaben hinsichtlich Arbeit und Wohnung sich 
erheblich verbessert hat. Ähn- 
lich dürfte das Ergebnis auch in den anderen 
Aufnahmeländern sein. 

Die planmäßige, sinnvolle Durdiführung 
der Umsiedlung könnte durch Trecks ge- 
fährdet werden, die unter Mißbrauch der 
im Grundgesetz gewährten Freizügigkeit 
auf eigene Faust in ein Aufnahmeland 
ziehen würden. Wohnraum steht für die von 
der planmäßigen Umsiedlung erfaßten 
Heimatvertriebenen zur Verfügung. Es ist 
selbstverständlich nicht möglich, eine Woh- 
nung einem Umsiedler vorzuenthalten, der 
auf seinen Abruf zur Umsiedlung wartet 
und sie dafür einem im Treck Zugewander- 
ten zu geben. Daher ist von den in Frage 
kommenden Länderregierungen eindeutig 
klargestellt worden, daß sich jeder die 
Vorteile der Umsiedlung ver- 
scherzt, der treckt, ohne zur Um- 
siedlung angenommen worden zu sein. 

Die Tatsadie, daß das zweite Umsied- 
lungsprogramm glatt abläuft und daß bis 
Ende September die Auswahltätigkeit der 
Aufnahmekommissionen in den Abgabelän- 
dern abgeschlossen sein wird, hat bewirkt, 
daß die Treckbewegungen in den Abgabe- 
ländern mit Ausnahme von Bayern ab- 
flauen. Aber auch hier dürfte sich die Er- 



kenntnis durchsetzen, daß jeder Treck eine 
planmäßige Umsiedlung nur stören kann. 

Eine weitere sehr ernsthafte Erschwerung 
der Umsiedlung ergibt sich durch die Not- 
wendigkeit, Sowjetzonenflüchtlinge, die 
nach der Sperrung der „grünen Grenze" 
durch die Volkspolizei neuerdings vorwie- 
gend nach West-Berlin kommen, auf die 
Länder der Bundesrepublik zu verteilen. Es 
ist klar, daß Berlin entlastet 
werden muß. Das geschieht auch, 
indem nach einem besonderen Schlüssel die 
„anerkannten Flüchtlinge" auf dem Luft- 
wege nach Westdeutsdiland gebradit und 
auf die Länder der Bundesrepublik verteilt 
werden. Doch die Zahl dieser Flüchtlinge 
wächst von Tag zu Tag um viele Hunderte. 
Was überdies mit den „Nichtanerkannten" 
werden soll, ist noch eine offene Frage. Audi 
diese wird einmal in positivem Sinne be- 
antwortet werden müssen; Berlin kann ge- 
wiß sein, daß man „ein Überlaufen des 
Fasses"  wirksam verhindern  wird. 

Hier handelt  es sich  unzweifelhaft  um 

Opfer des „kalten Krieges". Auch im Aus- 
lande ist bereits anerkannt worden, daß die 
Fürsorge für diese Opfer nicht allein der 
Bundesrepublik überlassen werden kann, 
sondern daß ganz Westeuropa, ja die ganze 
freie Welt die Pflicht hat, 
h e 1 f e n d einzugreifen. Diese 
Hilfe kann nicht in einer Propagierung der 
Auswanderung für Sowjetzonenflüditlinge 
bestehen, denn darin läge mittelbar ein 
Verzidit auf baldige Vereinigung des in 
zwei Teile gespaltenen Deutschlands. Wir 
wollen aber alle die Wiederherstellung der 
Einheit! Bezeidinend ist es dodi, daß ein 
großer Teil der Sowjetzonenflüditlinge 
nidit einmal aus West-Berlin heraus möchte, 
in der Hoffnung, doch wieder bald an den 
alten Wohnsitz in der Sowjetzone zurück- 
kehren zu können. 

Auslandshilfe müßte daher in erster Linie 
finanzieller Natur sein. Ob man dazu die 
Form einer Anleihe wählt oder einen an- 
deren Weg für besser hält, ist eine reine 
Zweckmäßigkeitsfrage. 

Kurs auf die Einheit     __ 
SPD spekuliert auf die Spaltung der Vertriebenen 

Zu dem Godesberger übereinkommen 
•zwischen den Landsmannsdiaften und dem 
Bund der Vertriebenen Deutschen wird uns 
aus gut informierten Kreisen gesdirieben: 

Der Zusammenschluß der Landsmann- 
schaften Mitte August in Bad Kissingen ist 
ohne Grund, offenbar von interessierter 
Seite, dazu benutzt worden, die Vertriebe- 
nen und die Öffentlidikeit überhaupt zu 
alarmieren. Dieser Zusammensdiluß sollte 
dazu dienen, die Zusammenfassung der Or- 
ganisationen der Vertriebenen in einem 
Einheitsverband zu fördern. Wie das Über- 
einkommen zwischen den Landsmannsdiaf- 
ten und dem Bund der vertriebenen Deut- 
schen in Bad Godesberg kurz darauf erge- 
ben hat, sind nunmehr von beiden Seiten — 
vom Zentralverband der vertriebenen Deut- 
schen und von Seiten der Landsmannschaf- 
ten die Voraussetzungen für den Zusammen- 
schluß aller Organisationen in dem im 
Herbst vorigen Jahres in Hannover prokla- 
mierten Bund der vertriebenen Deutschen 
gegeben. 

Aber der Alarm hatte Gründe, besser ge- 
sagt Hintergründe. Es kam gewissen Draht- 
ziehern der Kissinger Vereinbarungen dar- 
auf an, mit diesem Zusammensdiluß der 
Landsmannschaften nidit die Einheit der 
Vertriebenen zu fördern, sondern sie zu ver- 
hindern. Bekanntlich traten die großen 
Landsmannschaften der Schlesier und Su- 
detendeutschen, die der Geburt nach 70 v.H. 
der Vertriebenen ausmachen, im Herbst ver- 
gangenen Jahres aus der sogen. VOL, der 
Vereinigung der ostdeutsdien Landsmann- 
schaften, aus und schlossen sidi mit dem 
Zentralverhand der vertriebenen Deutschen 
im Bund der vertriebenen Deutschen zu- 
sammen, dessen vorläufiger Präsident Dr. 
Kather ist. Es war inzwischen nicht gelun- 
gen, auch die noch außenstehenden Lands- 
mannschaften im Bund der vertriebenen 
Deutschen zu einigen. Um hier eine Brücke 
zu schaffen, hatte es der Sprecher der Su- 
detendeutschen Landsmannschaft, Dr. Lodg- 
man von Auen, unternommen, in Kissingen 
mit den übrigen Landsmannschaften zu ver- 
handeln und in Form einer „Arbeitsgemein- 
schaft" weitere Voraussetzungen für den 
Zusammenschluß aller Landsmannsdiaften 
im Bund der vertriebenen Deutsdien zu 
schaffen. 

Dieses zeitweilige Ausscheren der beiden 
großen Landsmannschaften wurde von den 
Gegnern der Einheit der Vertriebenen als 
ein Zusammenbruch der Einheitsbestrebun- 

gen Dr. Kathers gewertet. Es war auffällig, 
daß von den vier Mitgliedern des Kissinger 
Landsmannschaftspräsidiums zwei — näm- 
lich das Vorstandsmitglied des BHE, Dr. 
Grille, und der Generalsektretär des Baye- 
rischen BHE, Dr. Wagner, prominente BHE- 
Mitglieder waren. Beide sind bekannt als 
leidenschaftlidie Gegner der Vertriebenen- 
politik der Bundesregierung. Es ist ferner 
auffällig, daß der Sozialdemokratisdie Pres- 
sedienst den Kissinger Zusammenschluß der 
Landsmannschaften nachdrücklich begrüßt. 
In dem SPD-Kommentar heißt es, „das 
Kissingen den Brudi mit den Kather-Ideen 
bedeute", d. h. mit den Einheitsideen unter 
Führung Dr. Kathers, und daß damit die 
Voraussetzungen für „eine einheitliche ge- 
schlossene Organisationsform aller 8 Milli- 
onen Vertriebenen geschaffen seien". Das 
heißt mit anderen Worten, daß hier nidit 
Einiger, sondern Spalter am Werke gewesen 
sind, denn der von Kather geführte Zentral- 
verband der Vertriebenen mit 1,5 Millionen 
Familienmitgliedern kann ja von den 8 Mil- 
lionen nidit weggedacht werden. In dem 
SPD-Pressedienst wurde weiterhin der 
Hoffnung Ausdruck gegeben, daß nunmehr 
„mit den Rodungsarbeiten im undurchsidi- 
tigen Dickicht der Organisationsprobleme 
der Heimatvertriebenen begonnen werden 
köne, mit dem Ziele der notwendigen Ge- 
samtplanung einer realistischen, sozialbe- 
wußten Flüchtlingspolitik". 

Es ist offenkundig, daß sich die SPD von 
einer etwa in Kissingen bewirkten Spaltung 
parteipolitischen Gewinn versprach. Weldie 
Ambitionen die SPD in dieser Hinsicht hat, 
beleuchtete drastisch ihr Vorgehen anläßlidi 
des Landsmannsdiaftstreffens der Schlesier. 
Schon damals erhielt sie eine gründliche Ab- 
fuhr durch Hunderttausende Heimatver- 
triebene, die sidi eine parteipolitisdie Nutz- 
nießung des Landsmannsdiaftsgedankens 
verbat. Gewisse Erfolge in der Personal- 
politik der Schlesischen Landsmannschaft in 
Bayern hatten sie offenbar mutig gemadit. 
Aber ihre hintergründigen Absichten sind 
erkannt. In einem Artikel „SPD auf Schleich- 
wegen" schreibt der „Bayerisdie Kurier": 
„Es mehren sich die Versuche der SPD, die 
Landsmannschaften und andere Vertrie- 
benen-Organisationen — offenbar auf höhe- 
ren Befehl hin — ins marxistisdie Fahr- 
wasser zu ziehen". Hannover habe gezeigt, 
daß den Vertriebenen dieses Sdilepptau 
unerwünsdit sei und daß sie ihre bewährte 
überparteiliche Linie nidit verlassen wollen. 

Die Vereinbarungen in Bad Godesberg 
haben das bekräftigt. Die Uberparteilidikeit 
der großen Einigungsbewegung der Ver- 
triebenen scheint nunmehr gesichert. Es ist 
in erster Linie der Führung der Schlesischen 
Landsmannschaft zu danken, daß zumindest 
die Sdilesier auf die hintergründigen Ab- 
siditen gewisser Kreise, die hinter den 
Kissinger Abmadiungen stehen, nidit her- 
eingefallen sind. Nachdem sich in Bad Go- 
desberg ZvD und Landsmannschaften durch 
Vermittlung des Vorsitzenden der Kissinger 
Arbeitsgemeinschaft, des Sprechers der Su- 
detendeutsdien, Dr. Lodgman von Auen, 
geeinigt haben, ist der Sprecher der Schlesi- 
sdien Landsmannsdiaft, Dr. Hausdorf, aus 
dem Kissinger Verband ausgetreten, mit der 
Begründung, daß mit diesen Vereinbarun- 
gen die ehrlichen Erwartungen erfüllt seien, 
die zumindest von seiten der Schlesischen 
Landsmannsdiaft an die Abmachung von 
Kissingen geknüpft worden seien. 

Aber audi von der ideeologischen Seite her 
ersdieinen die politischen Hintergründe der 
Kissinger Vereinbarungen in einem sehr 
zweideutigen Licht. Bekanntlidi haben die 
Landsmannschaften sidi vorwiegend die 
Durdisetzung heimatpolitisdier Ziele, also 
die Heimkehr in die abgetretenen Gebiete 
zur Aufgabe gesetzt, während das Hauptz' 
des Zentralverbandes der vertriebenen Deut 
sehen die Durchsetzung der sozialen und 
wirtsdiaftlichen Belange der Vertriebenen, 
d. h. also die Eingliederungspolitik ist. Im 
Bund der vertriebenen Deutschen sollen 
beide Aufgaben in eins verschmolzen wer- 
den. Wäre es in Kissingen zu einer Ab- 
sonderung der Landsmannschaften vom 
Zentralverband und damit zu einer Teilung 
der Aufgaben in „Innenpolitik" und „Außen- 
politik" der Vertriebenen gekommen, so 
würde das die Gefahr einer Forcierung 
diauvinistischer Tendenzen heraufbeschwo- 
ren haben, die der Deutsdiland- und Europa- 
politik der Bundesrepublik hemmend ent- 
gegenstehen mußte. Es ist nämlich bezeich- 
nend, daß immer wieder und gerade auch im 
Zusammenhang mit Kissingen von inter- 
essierter Seite die irreführende Parole aus-- 
gegeben wird, daß nadi Verabschiedung des 
Lastenausgleichsgesetzes die soziale Ziel- 
setzung der Vertriebenen-Verbände erfüllt 
sei und daß nunmehr die außenpolitischen, 
d. h. ostpolitisdien Ziele der Vertriebenen 
in den Vordergrund treten. 

Das ist durchaus nicht der Fall. Denn j 
Lastenausgleich muß erst durchgeführt wer- 
den, ehe die Eingliederung der Vertriebenen 
erfolgt sein kann. Das ist auch das Ziel der 
Vertriebenenpolitik der Regierung. Wenn 
man so tut, als ob dieses Ziel bereits erfüllt 
sei, als ob der Lastenausgleidi schon durdi- 
geführt sei, so will man damit lediglich be- 
wirken, daß die Energien zur Durdiführung 
die Eingliederung erlahmen. Das würde 
Enttäuschung und Unzufriedenheit bei den 
Vertriebenen zur Folge haben und letzten 
Endes die Voraussetzung für die Rückkehr 
der Vertriebenen, die Erhaltung ihrer Volks- 
kraft, gefährden. Die einseitige Begünsti- 
gung der außenpolitischen Ziele der Ver- 
triebenen ist deshalb nur ein Ablenkungs- 
manöver aller jener Kreise, denen daran 
liegt, eine soziale Befriedung der Ver- 
triebenen zu verhindern, damit sie aus 
diesem Unfrieden parteipolitische Früdite 
ernten können. 

Sie werden sidi irren. Die Regierungs- 
parteien haben sidi mit dem Übereinkom- 
men mit der Kather-Gruppe im Bundestag 
gelegentlich der Debatte über das Lasten- 
ausgleidisgesetz zu einer konsequenten Ein- 
gliederungspolitik bekannt. Sie werden diese 
Politik fortsetzen und beenden. 
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AIV 2 a  Allgemeines 

Bonn setzt Finanzbeitrag mit fest 

Beim Festsetzen des finanziellen Verteidigungsbeitrages für 
1953/54 soll die Bundesrepublik, wie aus dem Bundesfinanz- 
ministerium verlautete, völlig gleichberechtigt behandelt wer- 
den. Zwischen der Bundesregierung und den Alliierten sei ein 
Verfahren über die Behandlung des sogenannten NATO-Frage- 
bogens zur Ermittlung des finanziellen Verteidigungsbeitrages 
vereinbart worden, das jede Diskriminierung ausschließe. Danach 
werde die Bundesrepublik so behandelt, als sei sie Mitglied der 
Nordatlantikpakt-Organisation. Sie erhalte die Befugnis, deutsche 
Delegierte in die NATO zu entsenden, die zusammen mit den 
Delegierten der übrigen Staaten die Fragebogen aller NATO- 
Mitglieder prüfen. Die Bundesrepublik erhalte damit vollen Ein- 
blick in das Volksvermögen und die Rüstungsanstrengungen der 
anderen Länder. Auf der Grundlage dieser Prüfung, an der auch 
der Interimsausschuß der europäischen Verteidigungsgemein- 
schaft beteiligt sein soll, werde schließlidi der Finanzbeitrag 
festgesetzt. Das gesdiehe durdi einen gemeinsamen Beschluß 
aller beteiligten Regierungen, also auch der Bundesregierung. 
Wenn der Bundesregierung dabei etwa der deutsche Verteidi- 
gungsbeitrag zu hodi oder der eines anderen Landes zu niedrig 
erscheine, könne sie — wie jede andere Regierung — auf Grund 
eines Vetorechtes erneut eine Prüfung verlangen. Die so ge- 
meinsam festgesetzten Beiträge seien für die einzelnen Regie- 
rungen verbindlich. Die Regierungen seien verpflichtet, ihren 
Parlamenten entsprechende Haushalts-Voransdiläge vorzulegen. 
Die Parlamente selbst seien aber frei und hätten das Recht, 
Abstriche zu beschließen. 6. September 1952 

A Ulla CDU/CSU 

Gegen eine evangelische Partei 
Der erste Vorsitzende des Beziiksverbandes Nordhessen der 

Christlich-Demokratischen Union, Dr. Rohrbach, ehemaliger 
Landesführer des 1933 aufgelösten „Christlich-Sozialen Volks- 
dienstes", hat am 3. September gegen die während des Stutt- 
garter Kirdientages bekanntgewordenen Bestrebungen zur Bil- 
dung einer Evangelischen Partei Stellung genommen. Er erklärte, 
die große Verantwortung gegenüber dem deutsdien Volk lasse 
eine Zersplitterung der christlichen Front nidit zu. „Die evan- 
gelisdien Kreise hatten 1945 sehr wohl gewußt, was sie taten, 
als sie die Christlidi-Demokratisdie Partei mitbegründeten." 
Dr. Rohrbach betonte, der konfessionelle Friede müsse von allen 
einsiditigen und gläubigen Protestanten und Katholiken gewahrt 
werden als einheitliche Front gegenüber allen antichristlichen 

^Bewegungen. Die diristliche Bevölkerung der Sowjetzone werde 
5f es nicht verstehen, wenn ein konfessioneller Zwist ihren größten 

Gegnern eine weitere Möglichkeit der Bolschewisierung biete. 
6. September 1952 

A V n Landtagswahlen 

Zur Nachwahl im Wahlkreis Bentheim 
Bei der Nadiwahl für den niedersächsischen Landtag im Kreise 

Bentheim, am 31. August, gewann der Kandidat der CDU das 
Mandat. Die Wahlergebnisse sind in verschiedener Beziehung 
aufschlußreidi. Bestrebungen, die CDU, die FDP und den Mittel- 
standsblock auf einen gemeinsamen Kandidaten festzulegen, 
waren an den ungerechtfertigten Machtansprüchen, vor allem 
der DP und des hier zum ersten Male politisdi hervorgetretenen 
Mittelstandsblock gescheitert. Trotz der niedrigen Wahlbeteili- 
gung (56,05 %), siegte der Kandidat der CDU mit 9517 Stimmen 
(38,2%). Die SPD verlor gegenüber der Landtagswahl vom 
Mai 1951 3360 Stimmen. Der von der DP, FDP, DRP und dem 
Mittelstandsblock gestützte, unabhängige Kandidat, der Kreis- 
gesdiäftsführer der Kreishandwerkerschaft, des Mittelstandsblocks 
und des Haus, und Grundbesitzervereins, erhielt mit 2464 Stim- 
men nur 9,9 % der abgegebenen Stimmen und damit eine ent- 
scheidende Niederlage. Zu beachten ist nodi, daß der BHE nur 
wenig zum Zuge kam. Hier zeigen sidi die Erfolge einer ziel- 
bewußten Fürsorge für die Flüchtlinge im Bentheimer Gebiet. 
Die SRP gewann gegenüber 1951 368 Stimmen. Ihr Zuwachs 
zeigt, daß die rechtsradikalen Tendenzen weiter im Auge zu 
behalten sind. 6. September 1952 

AVe Niedersachsen 

Wahlgemeinschaften in Niedersachsen 
In Wilhelmshaven wurde für die bevorstehenden Kom- 

munalwahlen ein Wahlblock aus CDU, BHE, DP, DRP, FDP, 
Nationale Opposition und SRP sowie aus mehreren diesen 
Parteien nahestehenden Verbänden gebildet. — In Braun- 
schweig ist ein Wahlblock aus BHE, CDU, DP, FDP und 
FSU in Aussidit genommen. — Die Kreisparteien der Christ- 
lich-Demokratischen Union und der Deutschen Zentrumspartei 
des Kreises Aschendorf-Hümmling haben beschlossen, 
für die am 9. November stattfindenden Kreistags- und Gemeinde- 
wahlen einen Wahlblock zu bilden und gemeinsame Wahlvor- 
schläge einzureidien. 6. September 1952 

A V d Hessen 

CDU will Darlehen für angefangene Bauten 
In einem Dringlidikeitsantrag fordert die CDU-Fraktion des 

hessischen Landtages die Landesregierung auf, festzustellen, 
weldie Mittel an Landesbaudarlehen erforderlidi sind, um die in 
Bau befindlichen Wohnhäuser in den Städten und Landkreisen 
nodi vor Einbrudi des Winters fertigzustellen, soweit diese die 
Merkmale des sozialen Wohnungsbaues aufweisen und soweit 
es sidi um Bauvorhaben privater Bauherrn handelt, die das 
Bauwerk durdi Eigenhilfe gefördert haben. Weiterhin soll die 
Landesregierung zur Fertigstellung im Bau befindlicher Wohn- 
häuser Landesbaudarlehen im Betrage von insgesamt 20 Mill. DM 
zur unverzüglichen Verteilung zur Verfügung stellen, um damit 
die Vollendung der Wohnbauten möglichst noch vor Einbrudi 
des Winters zu ermöglichen. 6. September 1952 

AIV 1 a Allgemeines 

Änderungsanträge zum Feiertagsgesetzentwurf 
Die CDU-Fraktion des hessischen Landtages wird in der ersten 

Plenarsitzung nach den Parlamentsferien beantragen, den Ent- 
wurf des sogenannten Sonn- und Feiertagsgesetzes nicht wie 
vorgesehen in dritter Lesung zu verabschieden, sondern ihn noch 
einmal dem Kulturpolitischen Aussdiuß zur Beratung zu über- 
weisen. Die CDU-Fraktion beabsichtigt, noch einige Abände- 
rungsanträge einzubringen, da nadi ihrer Ansidit in der bis- 
herigen Fassung des Entwurfs die Sonn- und Feiertage in nicht 
genügendem Maße gesdiützt werden. Fraktionsvorsitzender Dr. 
Großkopf betonte, daß die CDU-Fraktion die Eingaben der 
evangelischen und der katholisdien Kirdie voll und ganz unter- 
stütze. 6. September 1952 

Bid Übriges Europa 

De Gasperi erstrebt Block der Mitte 
Der italienische Ministerpräsident de Gasperi hat in einer 

Wahlversammlung der Christlichen Demokraten in Predazzo 
(Südtirol) erklärt, er strebe für die italienisdien Parlaments- 
wahlen des nächsten Jahres einen Block der Mittelparteien an. 
Eine Zusammenarbeit mit den Kommunisten oder der neo- 
faschistisdien MSI komme nidit in Frage. De Gasperi appellierte 
an die Monarchisten, ihre Verbindung zu der MSI zu lösen und 
sich dem Block der Mitte anzuschließen. Gleichzeitig lehnte der 
Ministerpräsident eine neue Volksabstimmung über Monarchie 
oder Republik ab. 6. September 1952 

A IV 7 d  Kriegsgefangene und Heimkehrer 

Vorstoß für Heimkehrer 
Eine „Generalüberholung" des Heimkehrergesetzes forderte 

der Freiburger CDU-Bundestagsabgeordnete Heinrich Höfler. 
Die im Heimkehrergesetz vorgesehenen Hilfsmaßnahmen müßten 
im Hinblick auf die jetzt nodi zu erwartenden Heimkehrer 
wesentlidi ergänzt werden. Es genüge nicht, daß sich der Heim- 
kehrer durch die Ubergangsbeihilfe die notwendige Bekleidung 
beschaffen könne. Er müsse auch in den Genuß einer Hausrats- 
hilfe gelangen, um sich eine Wohnung einzurichten. Darüber 
hinaus müßten Mittel zur Verfügung gestellt werden, die dem 
Heimkehrer den Bau einer Wohnung ermöglidien. Ferner sei 
eine wirksame Hilfe für den Aufbau einer Existenz zu fordern. 

6. September 1952 



A IV 3 b Allgemeine Wirtschaftspolitik 

Drei Jahre Bundesrepublik — drei Jahre 
wirtschaftlicher Erfolge 

Aus Anlaß des 3. Jahrestages der Konstituierung des Bundes- 
tages veröffentlicht das Presseamt der Bundesregierung eine 
Übersicht über die wirtschaftlichen und sozialpolitischen Er- 
folge, der wir die folgenden Angaben entnehmen: 

Die Gesamtproduktion der Bundesrepublik konnte von 57% 
zur Zeit der Währungsreform auf 144 % im Juni (1936 = 100) 
1952 erhöht werden. Bei den Nominallöhnen der Industrie ist 
vom Juni 1948 (= 100) bis heute eine Steigerung auf 181 % zu 
beobachten. Der Anteil der Sozialleistungen betrug 1949 etwa 
13,5 % und im Jahre 1951 bereits 17 °/o des Bruttosozialprodukts. 

Ein Beweis für das Aufblühen der deutschen Wirtschaft sind 
die Werte der Ausfuhren: 

September 1948 
September 1949 
September 1950 
September 1951 
Juli 1952 

206 Mill. DM 
335 Mill. DM 
697 Mill. DM 

1 368 Mill. DM 
1 489 Mill. DM 

Mit der Steigerung der Werte trat ein Strukturwandel vom 
Bohstoffzwangexport zum vorwiegenden Export von Fertiger- 
zeugnissen ein, der wesentlich zur Schaffung neuer Arbeitsplätze 
beitrug. Eine ausgeglichene Handels- und Zahlungsbilanz wurde 
erreicht. Dem Export im Werte von 1 489 Mill. DM im Juli 1952 
stehen Importe in Höhe von 1 238 Mill. DM gegenüber. 

Das Nettosozialprodukt zu Faktorkosten, d. h. die Wert- 
- sdiöpfung der Wirtschaftsbereiche aus Löhnen, Gehältern, Zin- 
i§    sen und Gewinnen belief sich im 

2. Halbjahr 1948 auf   29 964 Mill. DM 
1. Halbjahr 1949 auf   31 026 Mill. DM 
2. Halbjahr 1949 auf   33 523 Mill. DM 
1. Halbjahr 1950 auf   32 601 Mill. DM 
2. Halbjahr 1950 auf   39 099 Mill. DM 
1. Halbjahr 1951 auf   42 754 Mill. DM 
2. Halbjahr 1951 auf   47 348 Mill. DM 

Das Bruttosozialprodukt, d. h. die Gesamtheit der in Geld 
bewerteten Güter und Dienste, die zum Verbrauch und zur In- 
vestition zur Verfügung stehen, entwickelte sich in demselben 
Zeitraum in der gleichen aufsteigenden Linie: 

1. Halbjahr 1949 auf   39 197 Mill. DM 
2. Halbjahr 1949 auf   42 068 Mill. DM 
1. Halbjahr 1950 auf   41 300 Mill. DM 
2. Halbjahr 1950 auf   48 979 Mill. DM 
1. Halbjahr 1951 auf   53 371 Mill. DM 
2. Halbjahr 1951 auf   60 010 Mill. DM 

Der private Verbrauch je Kopf der Bevölkerung entwickelte 
sidi dementsprechend 

1. Halbjahr 1949 auf 526,40 DM 
2. Halbjahr 1949 auf  607,40 DM 
1. Halbjahr 1950 auf 565,70 DM 
2. Halbjahr 1950 auf  665,30 DM 
1. Halbjahr 1951 auf  645,90 DM 

<j 2. Halbjahr 1951 auf 736,10 DM 
und erreichte in Preisen von 1936 im Jahre 1951 mit 778 DM fast 
wieder den Vorkriegsstand (99,1 %). Der private Verbrauch 
je Kopf der Bevölkerung im Halbjahresdurchschnitt 1936 betrug 
392,50 DM.   In Preisen von 1936 erreichte er im 

1. Halbjahr 1950   336,70 DM 
2. Halbjahr 1950   402,50 DM 
1. Halbjahr 1951   365,50 DM 
2. Halbjahr 1951   412,50 DM 

Die Erhöhung der industriellen Produktion spiegelt sich in 
folgenden Indexzahlen wieder (1936 = 100): 

Jahresdurchschnitt 1948 =      63,0 
Jahresdurchschnitt 1949 =      89,8 
Jahresdurchschnitt 1950 =    113,7 
Jahresdurchschnitt 1951 =    136,0 

Die Zahlen beweisen, daß die westdeutsche Wirtsdiaft trotz 
schwerster Hemmnisse im Jahre 1950 bereits fast 14 % mehr 
produzierte als im Jahre 1936, als ein wesentlicher Teil des da- 
maligen   Produktionsvolumens von   der Büstungswirtschaft ab- 
sorbiert war. 

An diesem Aufsdiwung hatten die Arbeitnehmer wie folgt teil: 
Die Durchschnittswochenverdienste der Industriearbeiter lagen 
mit einer Indexziffer von 105 im Juni 1948 ungefähr auf dem 
Niveau des Jahres 1938. Bis Juni stiegen sie auf 137,4 und bis 
zum Juni 1950 auf 150,4. Im Juni 1951 erreichten sie 181,4 v. H. 
von 1938. Unter Berücksichtigung der erhöchten Lebenshal- 
tungskosten erredmen sidi die Beallöhne der Industriearbeiter- 
schaft wie folgt: 

im September 1948 auf     73,6 v. H. von 1938 
im September 1949 auf     92,3 v. H. von 1938 
im September 1950 auf   107,3 v. H. von 1938 
im September 1951 auf   108,6 v. H. von 1938 

Dies bedeutet,  daß die reale Kaufkraft innerhalb von drei 
Jahren von knapp drei Vierteln der Friedenskaufkraft auf über 
100 %  anstieg.   In  diesem   Zusammenhang  erscheint  audi  ein 
Vergleich der Stundenlöhne in der Bundesrepublik mit denen 
anderer Länder angebracht.   Während sidi die Stundenlöhne in 
der Bundesrepublik von Mitte 1950 bis Mitte 1951 um nominell 
20 v. H. erhöhten, betrugen die Steigerungen in 

der Sdiweiz 1 v. H. 
England 9 v. H. 
den USA 10 v. H. 
Holland 11 v. H. 
Belgien 12 v. H. 
Italien 16 v. H. 

Während die Lebenshaltungskosten von Mai 1950 bis Oktober 
1950 in der Bundesrepublik um 8 v. H. stiegen, betrugen die 
Erhöhungen 

Schweiz 8 v. H. 
England 13 v. H. 
USA 11 v.H. 
Holland 12 v.H. 
Belgien 13 v. H. 
Italien 13 v. H. 

Als der Korea-Konflikt die Weltmarktpreise in die Höhe trieb, 
ging die Wirtsdiaftspolitik der Bundesregierung nidit etwa da- 
hin, durch Drosselung der Einfuhren den Produktionsstandard 
und damit das Niveau der Lebenshaltung zu gefährden, sondern 
den gestiegenen Weltmarktpreisen für die notwendig einzu- 
führenden Bohstoffe als Äquivalent eine Steigerung des Exports 
entgegenzusetzen. Die Wahrnehmung der Exportdiancen führte 
1951 zum ersten Male nahezu zum Ausgleidi der Aus- und Ein- 
fuhren; dies trotz des Umstandes, daß die Preise in der gleichen 
Zeit für die eingeführten Güter um 40 v. H. anstiegen, während 
die Erhöhungen bei den Exportpreisen sich auf einem Niveau 
von nur 20 % bewegten. Diese Erfolge im Export führten sdiließ- 
lidi dazu, daß die Bundesrepublik zum Gläubiger in der im 
September 1950 gegründeten Europäischen Zahlungsunion 
wurde und zur Zeit der zweitgrößte Gläubiger ist. Belgien hat 
im Juli 1952 424,5 Mill. Dollar Guthaben, die Bundesrepublik 
368,8 Mill. Dollar im Bahmen der EZU. 

Den sozialen Belangen in der Bundesrepublik konnten in 
zunehmendem Maße Bechnung getragen werden. Die sozialen 
Aufwendungen in der Bundesrepublik betrugen 

im Jahre 1949   10,9 Mrd. DM 
im Jahre 1950   14,5 Mrd. DM 
im Jahre 1951 17,8 Mrd. DM 

In den Jahren 1949 bis 1951 brachte der erhalten gebliebene 
Vermögensbesitz im Bahmen der Soforthilfe die Mittel auf, um 
1572 Mill. DM an Unterhaltshilfe und Unterhaltszusdiuß, 498 
Mill. DM an Hausratshilfen, 134 Mill. DM für Flüditlingssied- 
lungen, 868 Mill. DM für den Wohnungsbau und nahezu 100 
Mill. DM zur Sdiaffung von Dauerarbeitsplätzen, also insgesamt 
mehr als 3,5 Mrd. DM für den Unterhalt und die Eingliederung 
der Heimatvertriebenen bereitzustellen. Durdi Kriegseinwirkung 
wurden in Westdeutsdiland etwa 2,3 Millionen, also rund ein 
Fünftel aller Wohnungen zerstört. Neu erstellt wurden in den 
Jahren 

1949 215 000, 
1950 360 000, 
1951 400 000 

Wohnungen. Damit steht die Bundesrepublik an der Spitze aller 
westlidien Ländei. In den besten Vorkriegsjahren dagegen wur- 
den in Deutschland jährlidi hur etwa 185 000 Wohnungen ge- 
baut-   6. September 1952 

AUlli SRP 

Westarp legt Mandat nieder 
Der Mitbegründer der Sozialistisdien Beidispartei, Wolf Graf 

von Westarp, hat sein Mandat im niedersächsischen Landtag mit 
Wirkung vom 3. September niedergelegt und ist aus dem Land- 
tag ausgeschieden. Graf Westarp war vor vierzehn Tagen von 
Parteirat und Vorstand der SBP aus der Partei ausgesdilossen 
worden. Er hatte vorher sein Amt als dritter SBP-Vorsitzender 
wegen Differenzen mit dem ersten SBP-Vorsitzenden Dr. Doris 
niedergelegt. Doris war nadi den Veröffentlichungen des 
„Spiegel" über seine angeblichen Pläne zur Tarnung der SRP 
bei einem Verbot nicht der Aufforderung von Westarp nach- 
gekommen, aus dieser Veröffentlidiung die Konsequenzen zu 
ziehen und zurückzutreten. 6. September 1952 



Die Prediger der Verwirrung 
Ein Urteil aus der Zone 

Ein politischer Freund aus der Sowjet- 
zone, der dieser Tage in der Bundesrepublik 
weilte, versicherte uns, daß man hinter der 
sowjetzonalen Sperrzone die politischen 
Äußerungen Niemöllers, seines eifrigen Ver- 
fechters Mochalski, Dr. Heinemanns u. a. 
mit stärkstem Befremden verfolge. Man kann 
einfach, so erklärte er, dort drüben nidit 
verstehen, daß Persönlichkeiten, die einen 
Namen haben und — zu verlieren haben, 
die sich berufen fühlen, für Christentum und 
Menschenwürde einzutreten, durch ihre 
Reden die Verteidigungsanstrengungen der 
Freien Welt schwächen und der kommunisti- 
schen Propaganda in Westdeutsdiland die 
Wege ebnen. Man will in der Sowjetzone 
nicht einsehen, wie es möglich ist, daß eine 
Persönlichkeit wie Dr. Heinemann seine Zu- 
gehörigkeit zur CDU mit seinen Auffassun- 
gen vereinbaren kann. Völlig unverständlich 
aber ist es drüben, daß der gleiche Mann, 
der Tagungen der Parteifreunde seines Be- 
kenntnisses trotz Einladung fernbleibt, nicht 
zögert, sidi von einem Nusdike in vertrau- 
lichen Gesprächen sich dessen eigenartige 

äfcnd verlogene Konzeption aufschwatzen zu 
•fassen. Wenn sdion „Neutralität", so sagt 

man, dann aber bitte nach beiden Seiten, 
sonst könnte leicht der — vielleicht nidit 
gewollte — Eindruck eines verdäditigen 
Bundes entstehen. Folgen wir weiter den 
Gedankengängen unseres Freundes von 
drüben: 

Wir wollen gerechterweise auch registrie- 
ren, daß z. B. D. Niemöller sidi in der Ost- 
berliner Marienkirche gegen die Aufstellung 
einer ostzonalen Nationalarmee wandte, die 
kurz vorher Herrn Heinemann noch als ein 
guter  Schachzug  erschien  (Protokoll  seiner 

Unterredung mit Nusdike). Pastor Niemöller 
sprach auch — und das im Machtbereidi 
Pankows — von der Gewissensnot der 
Jugend im Osten. Daß er davon so offen 
sprechen durfte, verdankt er allein der Tat- 
sache, daß es noch eine Welt der Freiheit 
gibt, auf die die Bolschewisten Rücksicht 
nehmen müssen und die es ihnen unmöglidi 
madit, solche Persönlichkeiten wie Bischof 
Dibelius und Niemöller einfach im KZWald- 
heim versdrwinden zu lassen. 

Man sollte nun meinen, daß hiernach die 
führenden Kreise der Neutralitätstheoretiker 
die Bedeutung der freien Welt für sich selbst 
erkennen und für deren Schutz und Erhal- 
tung sich einsetzen würden. Aber weit ge- 
fehlt! Diese Sdiaukelpolitiker — und das 
erleben wir in diesen Tagen wieder — tun 
ihr Möglichstes, um die Mensdien in West- 
deutschland, insbesondere die Jugend, in 
kaum noch zu verantwortender Weise zu 
verwirren und der Politik der Sicherheit 
entgegenzuarbeiten. Die „Neutralisten" von 
Herrn Niemöller über Frau Wessel bis zu 
Dr. Wirth sollten sich dodi einmal ansehen, 
wer in ihren Kreisen am aktivsten ist. Sie 
würden erkennen, daß sie als Strohpuppen 
kommunistisdien Organisationen dienen. 
Oder haben sie das etwa schon lange er- 
kannt? 

Als Begründung für die von ihnen ver- 
tretene Linie sagen diese „Neutralen": „Ja, 
wir denken an unsere Brüder und Schwestern 
in der Sowjetzone, wir wollen die Zerreißung 
Deutsdilands verhindern und uns mit den 
Russen einigen!" „Wer die Ostzone befreien 
will, der soll die Menschen im Westen auf- 
rütteln und sie zur Stärkung der Freiheit 

Der Heimat die Treue halten 
Auf einem Schlesiertreffen am 31. August 

in Worth a. Main behandelte Bundesmini- 
ster Dr. Lukasdiek die Frage, wie sich die 
Eingliederung der Vertriebenen in die west- 
deutsche Wirtschaft mit der Hoffnung auf 
Rückkehr in die alte Heimat vereinbaren 
lasse. Der Minister betonte, daß darin kein 

iderspruch liege. Die Eingliederung der 
Vertriebenen sei notwendig, denn sie müß- 

ten sich ihren Lebensunterhalt verdienen 
und ihre Kinder zu tüchtigen Menschen er- 
ziehen. So vollziehe sich auch ganz von 
selbst der Prozeß des Zusammenwachsens 
von Vertriebenen und Einheimisdien. Das 
sei gut so, denn da niemand wisse, wann 
die Rückkehr in die alte Heimat möglidi 
werden würde, müsse man sidi mit dem Ge- 
danken vertraut machen, daß ein Teil der 
Vertriebenen wohl nidit mehr in der Lage 
sein werde, diese Rückkehr mitzumachen. 
Daraus ergebe sich, daß die Heimkehr 
eine gesamtdeutsche Aufgabe 
sein werde, die von der deutsdien Jugend, 
der einheimischen wie der vertriebenen, ge- 
löst werden müsse. 

Der Minister betonte, ein Krieg als Mittel 
zum Zweck dürfe natürlich nidit in Frage 
kommen, denn selbst ein siegreicher Krieg 
würde unserm Volk riesige Blutopfer ab- 
fordern und Deutsdiland einer Zerstörung 
preisgeben, die mit unseren Kräften jeden- 
falls nicht wiedergutgemadit werden könnte. 
Man müsse also friedliche Wege 
zu dem erstrebten Ziel zu finden 
suchen. Das internationale Gespräch dar- 
über sei zweifellos im Gang, und die letzte 

Sowjetnote beweise mittelbar, daß man sich 
auch in Moskau darüber Gedanken mache. 

Der Minister wandte sich dann inner- 
deutschen Problemen zu, die mit der Ein- 
gliederung zusammenhängen, wobei er sich 
ausführlidi mit dem Lastenausglcich be- 
faßte. Es sei verständlidi, daß eigentlich 
niemand mit dem Lastenausgleich in seiner 
jetzigen Form zufrieden sei. Den Abgabe- 
pflichtigen seien die Leistungen zu hodi, 
den Empfängern erschienen sie zu niedrig. 
Immerhin handle es sich um ein gewaltiges 
soziales Werk ohne Vorbild in der Ge- 
schidite. Wirksam werden könne der 
Lastenausgleidi freilich nur bei ausreichen- 
der Vorfinanzierung. Daraus ergebe sich die 
Notwendigkeit, Anleihen auf- 
zunehmen, sei es im Inlande, sei es 
im Auslande. Die unerläßliche Vorausset- 
zung für eine Auslandsanleihe seien die Be- 
reinigung der Altschulden (Londoner Ab- 
kommen) und die Festlegung der Wieder- 
gutmachungszahlungen an Israel. Man 
könne es manchem deutsdien Kriegsgeschä- 
digten oder Vertriebenen nadifühlen, wenn 
er unmutig frage, warum für die genannten 
Zwecke viele Milliarden DM aufgebradit 
würden, während die Vertriebenen sidi mit 
weit weniger zufrieden geben müßten. Aber 
diese Fragen gehen an den außenpolitischen 
Rücksiditen vorüber, die die Bundesregie- 
rung nicht außer Acht lassen könne. 

Der Minister sdiloß mit dem Appell, Ein- 
heimische und Vertriebene sollten gemein- 
sam alle Kräfte einsetzen, um Deutschland 
wieder zu einem entscheidenden Faktor im 
vereinten Europa zu machen. 

aufrufen", sagte mit stärkstem Unwillen der 
Freund aus der Zone, der im Begriff stand, 
nach dort zurückzugehen. „Was Niemöller/ 
Heinemann tun, ist aber genau das Gegen- 
teil davon!" 

Herr Prof. Noack, seines Zeidiens lang- 
jähriger „Neutralist", scheint in den letzten 
Wochen etwas ruhiger geworden zu sein, 
nadidem er bisher so beredt seine nebelhafte 
Theorie verkündet hatte. Herr Noack hat 
es sich in der Sowjetzone im Laufe der 
letzten 3 Jahre ja schon mehrfach gefallen 
lassen müssen, als „Friedenskämpfer" von 
der Lizenzliste abgesetzt zu werden. Dann 
konnte man in den östlichen Parteisdiulungs- 
zirkeln hören, warum Noack mit seiner These 
dem anglo-amerikanischen Imperialismus 
diente. Wenn Prof. Hickmann seiner neu- 
tralen Haltung wegen durch „Volksempö- 
rung" aller seiner Funktionen enthoben 
wird, muß Noack, der das gleiche predigt, 
audi verbannt werden. 

Für die Sowjets und Pankow sind nun 
einmal nur diejenigen „neutral", die die Los- 
lösung vom Westen und die Einordnung 
zum Osten betreiben. Wenn gefeierte „Frie- 
denskämpfer" einmal sich gegen Maßnah- 
men Moskaus wenden, dann verschweigt 
man das geflissentlich im Machtbereich der 
Volksdemokratie, in dem man nur folgsame 
Paradepferde für sidi reiten läßt. Verant- 
wortliche Männer der Kirche sollten sich 
dazu nidit gebrauchen lassen, um so mehr 
nidit, nadidem ihnen Stalins Gauleiter in 
Deutsdiland, Walter Ulbridit, auf der SED- 
Parteikonferenz erklärt hat: „Die Kirche darf 
nidit länger unter der Maske der Neutralität 
ihre Stellungnahme verdecken." — Aber das 
gilt nur für die Kirche in der „Deutsdien 
Demokratischen Republik" — in West- 
deutsdiland darf sie ihre etwaige Stellung- 
nahme gegen die Bundesregierung gerade 
wegen ihrer „Neutralität" weiter zum Aus- 
druck bringen. Sie darf nicht nur — sie soll 
sogar! Die Kirchen selbst denken allerdings 
nidit daran, den Wünschen Pankows zu 
folgen. Pastor Mochalski, D. Niemöller, Dr. 
Heinemann, Frau Wessel und Dr. Wirth 
mögen weiter reden im Sdiutze der Freiheit, 
die sie untergraben, sie sind nidit die Kirche; 
genau so wenig wie Herr Dr. Hpinemann 
etwa die CDU ist! 

Deutsche Ortsnamen 
für abgetrennte Gebiete 

Das Bundesministerium für gesamtdeut- 
sdie Fragen empfiehlt in einem Rundsdirei- 
ben, für Orte und Landschaften innerhalb 
der nadi dem Stand vom 31. Dezember 1937 
zum Deutschen Reich gehörenden Gebiete 
allein die alten deutschen Namen zu ver- 
wenden. Die Gebiete östlich der Oder- 
Neiße-Linie sind in ihrer Gesamtheit als 
„deutsche Ostgebiete unter fremder Verwal- 
tung" zu bezeidinen. Für das nördliche 
Ostpreußen gilt die Bezcidinung „deutsche 
Ostgebiete unter sowjetischer Verwaltung", 
für die unter polnisdier Verwaltung stehen- 
den Teile von Schlesien, Brandenburg, 
Sachsen, Pommern und Ostpreußen die Be- 
zeichnung „deutsdie Ostgebiete unter pol- 
nischer Verwaltung". In den Richtlinien 
wird empfohlen, die im Saargebiet neu ein- 
geführten fremdsprachigen Bezeichnungen 
für Orte, die am ersten März 1935 einen 
deutschen Namen führten, nidit zu verwen- 
den. Auf Karten und Textveröffentlichun- 
gen für den internationalen Verkehr sollen 
neben den deutschen Bezeichnungen die 
jetzt gebrauditen ausländisdien Namen in 
Klammern beigefügt werden, 



Flüchtlingsproblem auf dem Villacher Kongreß 
Auf dem Jahreskongreß der Union junger 

christlicher Demokraten Europas, der vom 
10. bis 17. August in Villach/Kärnten statt- 
fand, beschäftigte sich eine der drei Kom- 
missionen, die Flüchtlingskommission, mit 
den gemeinsamen Anliegen der Flüchtlinge 
und den Menschen hinter dem Eisernen Vor- 
hang. Aufgrund eines Initiativantrages der 
deutschen Vertreter der Exil-Jungen Union 
wurde folgende Entschließung sowohl in der 
dritten Kommission wie auch von der Voll- 
versammlung des Kongresses einstimmig 
angenommen: 

„Der Kongreß der jungen christlich- 
demokratischen Europäer in Villach wendet 
sich gegen jegliche Art Diktatur. Er stellt 
fest, daß der ununterbrochene Strom der 
jungen europäischen Flüchtlinge für alle 
Europäer zu einer Gewissensfrage wird. 
Um diesen Flüchtlingen eine wirksame Hilfe 
zu geben, wird eine ständige Kommission 
eingerichtet, die in Zusammenarbeit mit der 
Christlich-Demokratischen Union folgendes 
anstreben soll: 

1. eine zentrale Auffangstelle für junge 
Menschen aus den Ländern hinter dem 
Eisernen Vorhang in den freien Teilen 
Europas, 

2. eine zentrale Leitstelle für Arbeits- 
suchende und wirksame Hilfsmaßnah- 
men zur Gründung einer neuen Existenz, 

3. Heimstätten, in denen junge Flücht- 
linge aus den verschiedensten Ländern 
unter Berücksichtigung ihrer völkischen 
Eigenart im europäischen Geiste für das 
Leben in einer freien demokratischen 
Gemeinschaft vorbereitet werden, 

4. eine fortdauernde Betreuung der jungen 
Flüchtlinge durch die Union christlicher 
Demokraten in den einzelnen Gast- 
ländern, 

5. die Bildung „Europäischer Aufbaugrup- 
pen", in denen sich junge Flüchtlinge 
und junge Menschen aus allen demo- 
kratischen Ländern Europas in gemein- 
samer Arbeit freiwillig zusammenfinden, 
um durch ihre Tat einen Beitrag für die 
von uns erstrebte Heimat der Zukunft: 
Europa — zu leisten. 

Der Kongreß fordert das Exekutivkomitee 
der Union christlidier Demokraten auf, 
führende Persönlichkeiten aus allen Län- 
dern Europas zur Mitarbeit aufzurufen, die 
für die Lösung dieser Fragen Verständnis 
und Interesse beweisen. Der Kongreß sieht 
als einzige Möglichkeit für eine endgültige 
Lösung dieses Problems der politischen 
Flüchtlinge die Rückkehr der Heimatlosen 
in ihr befreites demokratisches Vaterland." 

Eine weitere Entschließung wurde von 
dem Exilpolen M. Edward Bobrowski ein- 
gebracht. Sie erklärt erneut „die Solidarität 
mit allen durch diktatorische Willkür 
unterdrückten Europäern" und fordert eine 
sofortige enge Zusammenarbeit der ver- 
antwortlichen politischen Kräfte West- 
europas mit den echten Repräsentanten der 
unterdrückten Völker. In einem feierlichen 
Protest wandte sich der Kongreß im Geden- 
ken an die zahllosen Opfer bolschewistischen 
Terrors besonders gegen die jüngsten Ver- 
urteilungen von freiheitlich gesinnten jun- 
gen Menschen in der Sowjetzone Deutsch- 
lands, haj 

Anerkennung von Reifezeugnissen der SBZ. 
In der Frage der Anerkennung von Abi- 

turientenprüfungen, die in der sowjetischen 
Besatzungszone abgelegt wurden, bestehen 
in der Öffentlichkeit noch immer irrtüm- 
liche Auffassungen. Um ihnen zu begegnen, 
veröffentlichen wir einen Beschluß des Ple- 
nums der ständigen Konferenz der Kultus- 
minister, die am 14. März 1952 gefaßt 
wurde, in dem es heißt: 

„Bei der Anerkennung von Reifezeugnis- 
sen, die in der sowjetischen Besatzungszone 
erworben worden sind, ist wie folgt zu ver- 
fahren: 

1. Zeugnisse, die in der sowjetischen Be- 
satzungszone vor 1951 erworben worden 
sind, werden wie bisher behandelt und 
sind gegebenenfalls mit einem Vermerk 
zu versehen, der bescheinigt, daß das 
Reifezeugnis zum Hochschulstudium in 
der Bundesrepublik berechtigt. Die Art 
der Nachprüfung der Zeugnisse bleibt 
wie bisher den Schulabteilungen der 
Kultusministerien überlassen. 

2. Abiturienten, die 1951 und später ihr 
Reifezeugnis in der sowjetischen Besat- 
zungszone erworben haben, müssen sich 
vor der Anerkennung ihres Reifezeug- 
nisses einer Sonderprüfung unterziehen. 
Hierzu wird in jedem Lande ein Aus- 
schuß (im Bedarfsfall mehrere Aus- 
schüsse) gebildet, in den mögliehst auch 
Lehrer berufen werden, die die Verhält- 
nisse in der Sowjetzone und die Menta- 
lität dieser jungen Menschen kennen. 
Der Aussdiuß hat die Aufgabe, durch 
ein Kolloquium und durch zusätzlidie 
schriftliche und mündliche Einzelprü- 
fungen festzustellen, ob die Leistungen 
und   die Reife   des Bewerbers   den An- 

forderungen entsprechen, die in Schulen 
der Bundesrepublik gestellt werden 
müssen. 

3. Sofern die Möglichkeit besteht, in Lehr- 
gängen die Antragsteller auf diese Son- 
derprüfung vorzubereiten, gegebenen- 
falls unter Einweisung in Jugendheime 
im Rahmen des Tugendhilfswerkes, sollte 
hiervon Gebrauch gemacht werden. 

4. Zuständig für die Ausstellung der Aner- 
kennungsbescheinigungen ist das Kul- 
tusministerium des Landes, in dem die 
Hochschule liegt, an der der Bewerber 
zu studieren beabsichtigt. In seinem an 
das Kultusministerium zu richtenden Zu- 
lassungsantrag hat der Bewerber zu er- 
klären, ob und wo er anderwärts um 
Anerkennung seines Reifezeugnisses 
oder um Zulassung zum Studium nach- 
gesucht hat. 

5. Der von einem Land ausgestellte Aner- 
kennungsvermerk gilt in allen anderen 
Ländern und in Berlin." 

Archiv für ost- und mittel- 
deutschen Grundbesitz 

In Gießen an der Lahn, Ederstraße 2, 
wurde ein Archiv für Grundbe- 
sitz gegründet, dessen Ziel es ist, die 
Wiedererstellung vernichteter Grundbücher 
aus Mittel- und Ostdeutschland durch pri- 
vate Vorarbeit zu sichern. Die Arbeiten 
werden mit Genehmigung der einschlägigen 
Bundesministerien durchgeführt. Anmelde- 
bogen versendet das Archiv auf Antrag. 

Nach Ermittlungen des „Untersudiungs- 
ausschusses   freiheitlidier Juristen   der So- 

wjetzone" in Berlin konnte bisher nicht 
festgestellt werden, daß eine generelle An- 
weisung vorliegt, wonach Grundbuchaus- 
züge für Personen, die in die Bundesrepu- 
blich geflüditet oder verzogen sind, ver- 
weigert werden. Eine solche Anweisung 
besteht nur hinsichtlich der Übersen- 
dung von Grundschuld- und 
Hypothekenbriefen. Andererseits 
besteht ein allgemeines Verbot, amtliche 
Urkunden ohne besondere Genehmigung 
des Behördenleiters in den Westen zu sen- 
den. Dem Untersuchungsausschuß sind noch 
aus der letzten Zeit Fälle bekannt, in denen 
jetzt in der Bundesrepublik wohnende 
Grundeigentümer Grundbuchauszüge von 
Amtsgerichten der Sowjetzone erhalten 
haben. Fest steht jedoch, daß enteignetes 
Grundvermögen beschleunigt in sogenann- 
tes Volkseigentum überführt und als solches 
im Grundbuch umgeschrieben werden muß. 

Der Untersuchungsausschuß empfiehlt in 
Fällen, in denen ein Grundeigentümer 
einen dringend benötigten Grundbudi- 
auszug nicht erhält, dies auf dem Umwege 
über einen anderen am Grundstück dring- 
lidi Berechtigten zu versuchen, der seinen 
Wohnsitz noch in der sowjetischen Be- 
satzungszone hat. 

Ich trag' ein Gewehr und singe. . 
Das folgende Gedicht eines „jungen 

Nachwudisdichters". der offensiditlich be- 
strebt war, sein „Dichtersoll" zu erfüllen, 
haben wir dem sowjetzonalen Pressedienst 
entnommen. Wir möchten es auch unseren 
Lesern nicht vorenthalten: 

Hab zwischen himmelhohen Bergen 
zur Laute gesungen im Mai. 
Die Mädchen, sie lachten im Tanze, — 
war jede von Herzen dabei! 

Nun sing ich, nun sing ich; 
die Berge, sie nicken mir zu. 
Ich trag ein Gewehr, und idi singe: 
Für Didi, liebe Heimat, Du! 

Hab meine Drehbank übergeben 
dem andern, der jetzt für mich schafft. 
Ich gehe, das Land zu behüten, 
dem Volke gehört meine Kraft. 

Nun singe ich, nun singe ich; 
mein Werk ruft den Abschied mir zu. 
Ich nehm mein Gewehr, und ich wache 
für Dich, meine Drehbank, Du! 

Hatt eine Liebste mir genommen; 
so oft ging sie neben mir her. 
Jetzt trag ich für meine Liebste 
mein stählernes, neues Gewehr! 

Nun sing ich, nun sing ich; 
mein Mädel, es lächelt mir zu. 
Idi trag ein Gewehr, und ich schütze 
audi Dich, Du mein Mädel, Du! 

SED-Aufbau an Prachtbauten 
Der „Aufbau des Sozialismus" sieht nach 

den Plänen des sowjetzonalen „Ministeriums 
für Aufbau" die Erweiterung und Erneuerung 
der Amtssitze der sowjetzona- 
len Regierungsmitglieder vor. 
In Pankow-Niederschönhausen wird Wil- 
helm Piecks Schloß, einst Hohenzollernsitz, 
ausgebaut. Außerdem wird die Mauer er- 
neuert, die den Schloßpark umgibt. Georg 
Dertingers Amtssitz in der Luisenstraße in 
Ost-Berlin wird erweitert. Für den Ausbau 
der tschedioslowakischen Mission in Ost- 
Berlin werden 4 Millionen Ostmark zur 
Verfügung gestellt. Für die SED, die FDJ 
und den Staatssicherheitsdienst werden 37 
Millionen Ostmark für Neu- und Erweite- 
rungsbauten der Partei- und Amtshäuser 
bereitgestellt. 



Rettung deutscher Werte durch Deutschland-Vertrag 
Die Bestimmungen des Vertrages über die 

Beziehungen der Bundesrepublik Deutsdi- 
land und den drei Mäditen, die die deutschen 
Landeswerte — und damit auch die deut- 
schen Auslandswarenzeichen — zum Gegen- 
stand haben, besagen, daß die Bundesrepu- 
blik über deutsche Auslandswerte, soweit 
diese noch nicht übertragen oder liquidiert 
worden sind oder über die Liquidationserlöse 
noch nicht verfügt worden ist, mit allen 
Staaten Vereinbarungen schließen kann, mit 
denen Deutschland im Kriegszustand war. 
Für Vereinbarungen mit den Mitgliedsstaa- 
ten der Interalliierten Reparationsagentur 
sind gewisse Einsdiränkungen gemacht. 

Daß die nach Auffassung der Bundesregie- 
rung unzulässigen Maßnahmen das deutsche 
Auslandsvermögen seiner normalen Funk- 
tion entzogen haben, ist bedauerlich; seine 
Verwendung für Reparationszwecke durdi 
internationale Abkommen und durch gesetz- 
liche Maßnahmen der Besatzungsmächte war 
jedoch als harte Tatsache hinzunehmen. Es 
konnte nur versudit werden, diese Abkom- 
men und Gesetze nach Möglidikeit aufzu- 
lockern. Die Bundesregierung ist der Über- 
zeugung, daß dies in dem Uberleitungsver- 

(usag („Vertrag zur Regelung aus Krieg und 
SStesatzung entstandener Fragen") im wesent- 
lichen geglückt ist. 

Die Wirkung des Kontrollratsgesetzes Nr. 5 
ist eingeschränkt worden. Es steht der Weg 
zu bilateralen Verhandlungen mit den ein- 
zelnen reparationsbereditigten Staaten offen. 
Mit den Partnern des Pariser interalliierten 
Reparationsabkommen wurden über die bis- 
herigen Verrechnungsregeln hinaus Verhand- 
lungen über einen Endtermin für die Be- 
schlagnahme deutschen Eigentums sowie 
über Pensionen und Renten zugestanden. 
Aufgrund einer in den Uberleitungsvertrag 
aufgenommenen Generalklausel steht es der 
Bundesrepublik frei, mit allen Staaten Ver- 
einbarungen über alle das deutsdie Aus- 
landsvermögen betreffenden Fragen abzu- 
schließen, wenn die drei Mächte nicht aus- 
drücklich wiedersprechen. Der Sektor der 
Reparationen, der bisher aufgrund des Be- 
satzungsstatuts ausschließlidi den Besat- 
zungsstatuts aussdiließlich den Besatzungs- 
mächten vorbehalten war, steht nun nicht 
mehr in ihrer ausschließlichen Zuständigkeit. 
Die Reparationsregelung ist zum Teil völlig 

^Qfeien Vereinbarungen mit anderen Staaten 
•*berlassen. Zum Teil sind derartige Verein- 
barungen einem ausdrücklichen und einstim- 
migen Einspruch der Drei Mädite unter- 
worfen. 

Die deutschen Auslandswarenzeiehen 
Wie sieht die Frage der deutschen Aus- 

landsmarken nadi dem Generalvertrag in der 
Praxis aus? Obwohl die deutsche Regierung 
aufgrund des Vertrages die Verhandlungs- 
position eines sozusagen voll geschäftsfähi- 
gen Partners auch gegenüber denjenigen 
Staaten erhält, mit denen sidi Deutschland 
im Kriegszustand befand, wird es — nach- 
dem der Vertrag, als Zwisdienstufe zwischen 
Besatzungsstatut und Friedesvertrag, eine 
generell verbindlidie Regelung der Frage 
der deutschen Auslandsmarken und der deut- 
schen Firmennamen im Ausland nicht vor- 
sieht — weitgehend von dem guten Willen 
und der Einsicht der Handelspartner der 
Bundesrepublik abhängen, wie weit dieses 
Problem einer tragbaren Lösung zugeführt 
werden kann, d. h. einer Regelung, die so- 
wohl der Rechtsauffassung der freien Welt 
als audi den wirtschaftlidien Belangen der 
Beteiligten entspricht. Beim Aushandeln von 
Handelsabkommen  wird sich  die deutsche 

Regierung stärker als zuvor des Mittels be- 
dienen können, günstige Regelungen im 
Falle beschlagnahmter Warenzeichen aus der 
Verhandlungssituation heraus zu erreichen. 

Der Verlust der deutschen Patente, die 
einen Wert von mehreren Milliarden dar- 
stellen, ist sicherlich zu bedauern. Aber die 
Übertragung der Patente, die zwischenzeit- 
lidi von einer großen Zahl von Firmen und 
Personen im guten Glauben benutzt werden, 
ist nicht mehr rückgängig zu machen. Anders 
verhält es sich mit der Auswirkung der gegen 
die deutschen Firmennamen und Waren- 
zeichen ergriffenen Zwangsmaßnahmen. Es 
ist hier nicht weiter auszuführen, daß die 
Enteignung der deutschen Zeidien eine er- 

hebliche Behinderung der Ausfuhr deutscher 
Fertigwaren zur Folge gehabt hat. So posi- 
tiv die Behandlung deutscher Marken in 
einigen Ländern, besonders auch in Übersee 
sein mag, so bedauerlich bleibt die Haltung 
einiger europäisdien Staaten. In der Frage 
der Enteignung der deutschen Warenzeichen 
könnten die betreffenden Staaten einen sicht- 
baren und wirksamen Beitrag zur wirt?diaft- 
lichen Integration Europas liefern, einer 
Integration, deren Verwirklichung, wie man 
sieht, nidit nur die Devisenzwangswirtsdiaft, 
die Warenkontingentierung und die Zölle 
entgegenstehen. Die Enteignung deutsdier 
Firmennamen liegt auf derselben Ebene. Die 
Praxis zeigt, daß das Problem der deutsdien 
Auslandswarenzeichen nach wie vor von drei 
Gesichtspunkten bestimmt wird: von einem 

„'dine beacJyt entwerte cAu6nalxme" 
Amerikanisches Urteil über die wirtschaftliche Entwicklung 

der Bundesrepublik 

Eine beachtenswerte Ausnahme, so 
schreibt die amerikanisdie Zeitung „New 
York Times", bildet der ständige wirt- 
schaftliche Auftrieb in der Bundesrepublik 
gegenüber der prekären wirtschaftlidien 
Lage, in der sich die meisten europäischen 
Länder immer nodi befinden und die be- 
reits zu einer Verlangsamung ihrer Vertei- 
digungsprogramme geführt hat. 

„Die wirtsdiaftliche Erholung Deutsch- 
lands", so schreibt die amerikanische Zei- 
tung, wird erneut in den letzten Außen- 
handelszahlen deutlich, denen zufolge die 
deutschen Ausfuhren im Beriditsmonat Juli 
ständig angestiegen sind und in diesem Jahr 
vielleicht eine Jahresrate von vier Milliar- 
den Dollar erreidien werden. Das wäre 
nicht nur ein Nachkriegshöchststand, son- 
dern würde wertmäßig auch das höchste 
Vorkriegs-Exportergebnis für ganz Deutsch- 
land  übersteigen. 

Weit wichtiger ist jedoch, daß der deut- 
sche Außenhandel ständig einen erheblichen 
Exportübersdiuß aufweist, der im zweiten 
Quartal des Vorjahres erstmalig in Ersdiei- 
nung trat und den bisher hödisten Vor- 
kriegsstand zu erreichen verspricht. Deutsch- 
land hat zwar immer nodi ein erhebliches 
Dollardefizit, das zum Teil auf die Not- 
wendigkeit amerikanischer Kohlenimporte 
zurückzuführen ist, für die Deutsdiand 
nahezu den doppelten Preis zu zahlen hat, 
zu dem es seine eigene Kohle nach den 
übrigen westeuropäischen Ländern ausfüh- 
ren muß. Zusammen mit Belgien kann 
Deutsdiland jedoch auf eine ständig stei- 
gende Kreditquote bei der Europäischen 
Zahlungsunion (EZU) blicken, während 
Frankreidi und Großbritannien sowohl in 
ihrem Außenhandel wie auch gegenüber der 
EZU ein erhebliches Defizit aufzuweisen 
haben. 

Die deutschen Fortschritte spiegeln sich 
aber auch in den übrigen Wirtschafts- 
zweigen wider. Die industrielle Produk- 
tion ist weiter ansteigend und liegt gegen- 
wärtig bei 140 v. H. des Vorkriegsstandes 
und 225 v. H. des Standes von 1948. Die 
deutsdie Währung wird an den Weltbörsen 
zu einem sehr günstigen Kurs notiert, und 
die Bundesrepublik ist in der Lage, sowohl 
ihre Auslandssdiulden abzutragen als auch 
ihren Wiedergutmadiungs-Verpflichtungen 
gegenüber Israel nadizukommen. Die land- 
wirtschaftliche Erzeugung hat nahezu den 
Vorkriegsstand wieder erreicht, und obwohl 
Deutschland gleidi Großbritannien fast die 

Hälfte seiner Nahrungsmittel einführen 
muß, sdieint das deutsche Volk unter einer 
geringeren „Austerity" zu leben als das eng- 
lische. 

Deutsdiland hat gleich den übrigen west- 
europäischen Ländern erhebliche amerika- 
nische Hilfeleistungen erhalten, ohne die 
der wirtsdiaftlidie Wiedergesundungsprozeß 
unmöglich gewesen wäre. Trotzdem ist das 
Ausmaß dieser Wiedergesundung über- 
rasdiend, da diese in einem Lande statt- 
gefunden hat, dessen Wirtschaft weit stär- 
ker als die der übrigen Länder zerrüttet 
war, dem zehn Millionen Flüchtlinge auf- 
gebürdet wurden, die ein Fünftel der ge- 
samten Bevölkerung und den größten Teil 
der Arbeitslosen ausmadien, und das, ob- 
wohl es nicht die internationalen Verpflich- 
tungen Großbritanniens und Frankreichs 
hat, in Form von Besatzungskosten und 
anderen Auflagen seinen entsprechenden 
Beitrag zur Verteidigung des Westens 
leistete. 

Es ist um so überraschender, daß diese 
Wiedergesundung genau so wie in Belgien 
unter einem orthodoxen und liberalen. 
System des freien Unternehmertums — 
ähnlich wie in den USA — erreicht worden 
ist, im Gegensatz zu dem, was in den mehr 
sozialistisch orientierten Ländern wie Groß- 
britannien und Frankreich — von der noch 
viel weiter zurückliegenden Sowjetzone 
Deutschlands ganz zu schweigen — geschaf- 
fen wurde. Die sozialistisch orientierten 
Länder sollten einmal untersuchen, welche 
Lehren sie aus dieser Entwicklung ziehen 
können, bevor sie in neue Schreie der Ent- 
rüstung über die Gefahren des deutschen 
Wettbewerbs und einer deutschen Beherr- 
schung der europäischen Industrie aus- 
brechen. 

Die Welt hat mit Recht die scharfen und 
rücksichtslosen deutschen Handelspraktiken 
der Vergangenheit abgelehnt. Sie rechtfer- 
tigen die Vorsiditsmaßnahmen, die gegen 
ihre Wiederholung getroffen wurden. Wenn 
Deutsdiland jedodi weiterhin den Weg 
verfolgt, den die Bundesrepublik gewählt 
hat, und sich mit seinen eigenen Kräften 
und durch harte Arbeit unter einem wir- 
kungsvollen und produktiven Wirtsdiafts- 
system aus dem Zusammenhang empor- 
arbeitet, so kann es hiergegen keinen ge- 
rechtfertigten Einwand geben, bestimmt 
nicht von denen, die bei weit größeren 
Hilfsquellen ein viel bequemeres Leben 
führen und ein bedeutend langsameres 
Tempo anschlagen." 



rechtlichen, einem wirtschaftlichen und einem 
politischen. 

Der rechtliche besteht darin, daß 
durch die Kriegs- und Nachkriegsgesetze die 
deutschen Zeichen zum Reparationsobjekt 
gemacht wurden, obwohl eine zwangsweise 
Übertragung von Warenzeichen ohne gleich- 
zeitigen Übergang des zugehörigen Ge- 
schäftsbetriebes juristisch unzulässig ist. Der 
wirtschaftliche Gesichtspunkt liegt 
sowohl in der künstlichen Drosselung des 
deutschen Markenartikelexports als Folge 
des Mißbrauchs deutscher Zeichen durch das 
Ausland als auch in dem Tatbestand der 
Täuschung des kaufenden Publikums durch 
die Benutzung deutscher Marken für Waren, 
die mit dem Originalartikel nichts mehr zu 
tun haben. Politisch paßt der noch weit- 
gehend geltende Zustand auf dem Gebiet der 
deutschen gewerblichen Schutzrechte im Aus- 
land, der durch Reservate des Unrechts und 
durch Diskriminierungen gekennzeichnet ist, 
nicht mehr in eine Welt, in der die Völker 
und Staaten als Partner mit gleichen Rechten 
ihre gegenseitigen Beziehungen in freien 
Vereinbarungen regeln. 

Das Niederlassungsrecht deutscher Kaufleute 
im Ausland 

Das Niederlassungsrecht deutscher Kauf- 
leute im Ausland ist entweder durch Nieder- 
lassungsverträge mit einzelnen Staaten oder 
durch Niederlassungsklauseln, die in Han- 
delsverträge aufgenommen worden sind, ge- 
regelt. Soweit derartige Abkommen mit ehe- 
maligen Kriegsgegnern bestehen, sind sie 
jedoch suspendiert. Die Anwendung der Nie- 
derlassungsverträge mit Neutralen ist theo- 
retisch dann möglich, wenn gegenseitiges 
Einverständnis besteht. Niederlassungsver- 
träge hatte Deutschland mit der Schweiz, 
den Niederlanden, dem Iran, der Türkei und 
mit Frankreich geschlossen. Eine Niederlas- 
sungsklausel fand sich z. B. in dem Handels- 
abkommen mit Spanien von 1926; ähnliche 
Klauseln fanden sich in verschiedenen Han- 
delsverträgen älteren Datums. 

Um die Wiedererrichtung der deutschen 
Auslandsniederlassungen ist seit 1945 viel 
Mühe aufgewendet worden. Der Erfolg war 
leider gering. In einer Note an die Alliierte 
Hohe Kommission hatte die Bundesregierung 
am 9. Februar 1951 darum nachgesucht, zur 
Erleichterung der Entwicklung des deutschen 
Außenhandels deutschen Firmen wieder die 
Möglichkeit zu geben, im Ausland Zweig- 
niederlassungen zu errichten und Beteili- 
gungen an ausländischen Unternehmungen 
zu erwerben. Im Juni 1951 hat die Alliierte 
Hohe Kommission ermächtigt, Genehmigun- 
gen zur Errichtung deutscher Auslandsfilialen 
und zum Erwerb von Beteiligungen an aus- 
ländischen Unternehmungen zu erteilen. 
Diese Genehmigungen müssen jedoch auf 
Fälle beschränkt bleiben, in denen nach- 
gewiesen werden kann, daß die für diesen 
Zweck gemachten Angaben eine Steigerung 
des Exports zur Folge haben. Diese Vor- 
schrift wurde dann auch in den Außenwirt- 
schaftsrunderlaß des Bundeswirtschaftsmini- 
sters vom 25. Januar 1952 aufgenommen, der 
die Frage der Auslandsniederlassungen und 
der Beteiligungen an Unternehmen im Aus- 
land neu geregelt hat. Die Voraussetzung 
zur Genehmigung von Auslandsniederlassun- 
gen sind nach dem angeführten Erlaß im 
wesentlichen folgende: 

1. Die Ausfuhr muß gefördert werden oder 
lebenswichtige Einfuhren müssen sicher- 
gestellt werden; 

2. Die Anlage von Vermögenswerten im 
Ausland muß in der devisenwirtschaftlich 
günstigsten Weise erfolgen, wobei in 
erster Linie die Einbringung von Sach- 

Ereignis ohne Vorbild 
Der Chef der englischen Delegation bei 

der Hohen Behörde der europäischen Mon- 
tanunion hat dem Präsidenten Monnet sein 
Beglaubigungsschreiben überreicht. Die Ver- 
einigten Staaten haben zur Hohen Behörde 
eine Delegation entsandt, die den Charakter 
einer echten diplomatischen Mission hat. 

Die Akkreditierung einer diplomatischen 
Mission bei der Spitze der Montanunion ist 
zweifellos in der europäischen Geschichte 
ein Ereignis ohne vergleichbares Vorbild. 
Zum ersten Male unterhalten Großmächte 
bei einer Institution Vertretungen, die eine 
Gemeinschaft europäischer Staaten repräsen- 
tiert. Das Vereinigte Europa hat noch keine 
klaren Formen angenommen, das meiste an 
dieser großen Idee existiert in Planungen 
oder in Hoffnungen. Wenn man ihre Hohe 
Behörde im internationalen Verkehr aber 
schon behandelt wie einen souveränen Staat, 
dann hat das eine über den formalen Akt 
weit hinausgehende Bedeutung. 

Der englischen Politik gerade sagt man 
einen vorausschauenden Blick nach. Gewisse 
Hemmungen hindern Großbritannien daran, 
der europäischen Gemeinschaft schon zu 
diesem Zeitpunkt beizutreten. Aber man 
weiß in London um die Dynamik politischer 
Vorgänge. Man sieht in dem Anfang, der in 
Luxemburg gemacht wird, den Kern eben 
jener europäischen Einigung, die unaufhalt- 
sam ihrer Verwirklichung zustrebt. 

Die Entsendung einer diplomatischen Mis- 
sion nach Luxemburg ersetzt vorläufig die 
englische Beteiligung am europäischen Eini- 
gungswerk. Aber praktisch gibt England 
damit zu erkennen, daß es das, was durch 
den Schumanplan eingeleitet wird, nicht als 
die Bildung eines Kleineuropa ansieht, wie 
Kritiker der großen europäischen Verträge 
so oft behaupten. Die Montanunion ist ohne 
Zweifel der Kern eines künftigen europäi- 
schen Staatenbundes. 

Die Deutschen von heute 
Als seltsam pazifistisch und abgeneigt, die 

Sicherheit der Niederlage aufzugeben, be- 
zeichnet der bekannte Publizist deutscher 
Abstammung K o n r a d Heiden, der im 
„Life" über einen Deutschlandbesuch be- 
richtete, die Deutschen in der Bundes- 
republik: 

„Aber überall war der gesunde Lärm 
emsiger Arbeit. Idi sah Deutschland, wie es 
heute ist: noch immer auf schwachen Beinen 
stehend, schwingt es seine Werkzeuge mit 
der alten Kraft und Geschicklichkeit. Ich bin 
nicht darauf gefaßt gewesen, einen geradezu 
klagenden Pazifismus in einem 
Volke zu finden, das noch vor kurzem vom 
Militarismus berauscht war. In allen Men- 
sdien habe ich ein trauriges Gefühl für die 
Leere des sogenannten ,Sieges' gefunden. 
Oft bekam ich zu hören: ,Was haben die 
Alliierten von ihrem Sieg?' oder ,Was wird 
ein Sieg den Koreanern Gutes einbringen?' 

Hier ist eine Nation, die eine Schale um 
ihre Seele trägt. Ihr Lebensrezept — überall 
sichtbar und produktiv —: Leistung 
ohne Enthusiasmus. Der deutsche 
Wiederaufbau ist eine erstaunliche Tatsache, 
die nur durch harte, kluge Arbeit Wirklich- 
keit werden konnte. Der Aufbau wird nur 

werten oder Dienstleistungen anzustre- 
ben ist; 

3. Eine Niederlassung im Ausland muß sich 
im Grundsatz wirtsdiaftlich selbst tragen, 
so daß Zusdiüsse vom Inland nidit erfor- 
derlich sind; 

4. Die Gesetze des Landes, in dem die Nie- 
derlassung errichtet werden soll, dürfen 
dem Vorhaben nidit entgegenstehen, 
wobei Deutsche über die in einer Nieder- 
lassung angelegten Vermögenswerte ge- 
nau so wie Angehörige dritter Nationen 
verfügen können müssen. 

Die deutsche Souveränität ist auf diesem 
Gebiet im Grundsatz zwar wieder hergestellt, 
aber die Gesetzgebung in den ehemaligen 
Feindländern steht, was der oben angeführte 
Erlaß des Bundeswirtschaftsministers audi 
berücksichtigt, der Erriditung deutsdier Aus- 
landsfilialen teilweise noch entgegen. Die 
Gesetzgebung in den betreffenden Ländern 
sollte nach deutsdier Auffassung dafür Sorge 
tragen, daß die Grundsätze der Havanna- 
Charta, die jeglidie Diskriminierung im 
internationalen Handel verbietet, audi auf 
Deutschland Anwendung finden. 

durch die veraltete Industrie-Ausrüstung und 
akuten Kapitalmangel gehemmt. So sdiwp 
diese Hindernisse aber auch sein mögen, si 
lassen nur die Tatsadie bemerkenswerter 
erscheinen, daß die Deutschen aus 
ihrer Niederlage offenbar 
mehr gewonnen haben als die 
Alliierten aus ihrem Sieg. 

Das Ideal eines wiedervereinigten Deutsch- 
lands kann von der deutsdien (Bundes-) 
Regierung nidit freiwillig aufgegeben wer- 
den, damit es von kommunistischer Propa- 
ganda ausgebeutet werde. Ebenso wenig 
kann sich Westdeutschland einfadi hinter 
den Zonengrenzen verstecken, die heute ver- 
sdilossener sind denn je, denn die Festung 
Berlin darf weder von Deutsdiland nodi 
von einem Westen aufgegeben werden, der 
sich in Freiheit seine Selbstachtung bewahren 
will. Berlin, das jetzt aufs neue von den 
Sowjets belagert wird, muß sidi wiederum 
standhaft erweisen. Der Westen kann in 
allen Ehren nidit weniger als dasselbe tun. 
Aber audi, wenn ein freies, unabhängiges 
Deutsdiland vorerst nur das Ideal braucht, 
bleibt und verdient die Jugend der wie- 
dergeborenen Nation ein Zukunftsbild, das 
heller leuchtet als die Rückkehr in die Ver, 
gangenheit." 

Eine Möglichkeit hierfür ist neuerdings 
durch den Deutschland-Vertrag gegeben. In 
dem die ausländischen Interessen in Deutsch- 
land betreffenden 10. Teil des Uberleitungs- 
vertrages heißt es u. a., daß die deutsche 
Bundesrepublik eine allgemeine Politik der 
Nichtdiskriminierung gegenüber den Ver- 
einten Nationen und ihren Staatsangehörigen 
auch in Angelegenheiten, die diesen Per- 
sonenkreis und dessen Güter, Reditc und 
Interessen auf dem Gebiet der Niederlassung 
und der Sdiiffahrt berühren, zu verfolgen 
bereit ist, und zwar in der Erwartung, daß 
die Vereinten Nationen dieselbe Politik ge- 
genüber der deutschen Bundesrepublik füh- 
ren werden. Damit ist der deutschen Regie- 
rung das Mittel der Gegenseitigkeit in die 
Hand gegeben, um audi auf dem Gebiet der 
Auslandsniederlassungen Regelungen durch- 
setzen zu können, die irn Interesse des deut- 
schen Handels liegen. 

Herausgeber: Bundesgeschäftsstelle der CDU 
Deutschlands, Bonn, Nassestr. 2. - Redaktion: 
Bonn, Pressehaus IV am Bundeshaus, Schließfach 102 
Druck: Buch- u. Verlagsdruckerei L. Leopold, Bonn. 

4 


